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Editorial 


Wir sind stolz, trotz Hängen und Würgen und obwohl ein wichtiges Redaktionsmitglied 
Kindesvater wurde, doch noch wie üblich am Ende des Monats den “telegraph” zu 
präsentieren. Wie beim letzten Mal angekündigt - es gab in diesem Monat Ärger mit der 
neuesten Kapriole der westdeutschen Linken, den “Antinationalen, Antideutschen”. 
Leider ist die Argumentation mit der die Herren Elsässer und Co in dieser Angelegenheit 
in “Konkret”, “Junger Welt”, “Interim” und anderswo Seiten um Seiten füllen, nicht nur 
mystisch, sondern auch strohtrocken. Wir hoffen, daß das auf unsere Gegenargumentation 
nicht allzusehr abgefärbt hat. Auch ansonsten gehtes diesmal um Krieg und Rassismus, die 
russische Intervention in Tschetschenien und die Hintergründe in der neueren russischen 
Machtstruktur. Es ist uns diesmal auch, glauben wir, gelungen, zum einem Dauerbrenner- 
thema der westlichen Medien etwas beizutragen, was nicht ganz so einfältig ist. Bernd 
Gehrke, Mitarbeiter der Vereinigten Linken, analysierte für uns die PDS anhand ihres 
jüngsten Parteitages. 

Aus aktuellem Anlaß etwas über die unvermeidliche technische Seite unserer 
Zeitschrift. Es häufen sich leider berechtigte Beschwerden von LeserInnen über fehlende, 
falsche oder unvollständige Zusendungen, manchmal sogar fehlerhafte Rechnungen. 
Einen Teil der Beschwerden können wir bequem auf die Bundespest abschieben, die in 
ihren Diensten zumindestens in Fünfneubundland immer mehr nachläßt. Bei dieser 
Gelegenheit möchten wir auch den Postboten in B. grüßen, der sich seit Jahr und Tag 
erfolgreich weigert, den “telegraph” (ebenso wir andere Post) in einem besetzten Haus 
abzuliefern. Allerdings machen auch wir gelegentlich hin und wieder eine Reihe von 
Fehlern. Wir sind viel zu wenige für den ganzen bürokratischen Kram und die Abodatei, 
die aus dem Jahre 1991 stammt, ist auch nıcht das gelbe vom Ei. Mindestens letzterem 
Elend soll jetzt gründlich abgeholfen werden und es wird dann auf unserer Seite gar keine 
Irrtümer mehr geben, nicht einmal mehr technische. 
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Wer sind die Terroristen? 


Tschechische Greenpeace-Gruppe wird erneut vom 
Geheimdienst beobachtet 


Prag, den 29. Januar 1995, Greenpeace: Im 
Hauptnachrichtenprogramm des Abends am 27. 
Januar veröffentlichte der private Fernsehkanal 
NOVA die Liste der extremistischen und anar- 
chistischen Gruppen, die vom BIS, dem tsche- 
chischen Geheimdienst überwacht werden. Die 
Liste enthielt unter anderem vier größere Um- 
weltorganisationen, unter ihnen Greenpeace. 

Das tschechische Greenpeace-Büro er- 
hob kategorischen Protest dagegen: Seit seiner 
Gründung habe Greenpeace auf absolut gewalt- 
freier Grundlage gehandelt. Im Gegenteil, ex- 
tremistische und terroristische Methoden wur- 
den gelegentlich gegen Greenpeace verwandt, 
von Zeit zu Zeit auch durch Regierungen. Zum 
Beispiel sprengte ein Agent des französischen 
Geheimdienstes die “Rainbow Warrior”, ein 
Greenpeace-Schiff, das gegen die französischen 
Nukleartests in der pazifischen Region prote- 
stierte. Die “Rainbow Warrior” sank und Fer- 
nando Pereira, ein Besatzungsmitglied, starb 
dabei. Dieser Akt des Terrorismus, der von 
französischen Regierungsbeamten organisiert 
wurde, wurde weltweit von der Öffentlichkeit 
verdammt. 

“Die tschechische Regierung denkt of- 
fensichtlich, daß die Umweltschützereine Über- 
wachung brauchen - ebenso wie rassistische 
Gruppen, Skinheads und die Mitglieder der ra- 
dikalen Republikanischen Partei des Dr. Sla- 
dek, denn diese Gruppen sind zusammen mit 
Umweltgruppen in dem von Nova veröffent- 
lichten Dokument auf einer Liste. Die Regie- 
rung betrachtet das wahrscheinlich als nützlich: 
Bei Gruppen, die von der BIS beobachtet wer- 
den, können die Regierungsbeamten ein Bündel 
von effektiven Maßnahmen ergreifen, vom An- 
zapfen des Telefons bis zum Einsatz von Anti- 
terror-Gruppen gegen sie.” Das sagte Dr. Ivo 
Sihavy,der Exekutiv-Direktor dertschechischen 


Greenpeace-Gruppe. 

Er fuhr fort: “Wir nehmen mit Befriedi- 
gung zur Kenntnis, daß die tschechische Regie- 
rurig schließlich auf diesem bizarren Weg zeigt, 
daß sie den ökologischen Aktivitäten Bedeu- 
tung beimißt. Zur gleichen Zeit zeigt sich aber 
leider der Kontext, in dem die tschechische 
Regierung Ökologen und ihre Aktivitäten sieht. 
Im Unterschied zu Aktivitäten von Extremisten 
und Anarchisten sind ökologische Aktivitäten ' 
weder gefährlich für den Staat, noch für seine 
Einwohner. Im Gegenteil, sie sind höchst nütz- 
lich für die Gesellschaft. Es gibt kein Zweifel, 
daß unsere Politiker das sehr gut wissen. Des- 
halb verstehen wir nicht den Grund für die 
plötzliche unerwartete und außerordentliche 


‘Gefahr. Wir sind überzeugt, daß weder die 


Inhalte,noch die Methoden der Arbeit von Green- 
peace einen Grund für die Investition von Zeit 
und Geld in unsere Überwachung für eine solch 
beschäftigte Organisation wie die BIS gibt. Das 
Geld der tschechischen Steuerzahler sollte statt- 
dessen besser für Aktivitäten gegen Mafia und 
Drogenschmuggler ausgegeben werden, die in 
der tschechischen Republik arbeiten.” ... 

j Sihavy sagte weiter: “Wir protestieren 
scharf. Wie ist die Identifikation von Okologen 
mit gefährlichen Extremisten in einem Staat 
möglich, der sich als Teil des zivilisierten Euro- 
pa am Ende des 20. Jahrhunderts betrachtet? 
Wir sind tief enttäuscht, daß fünf Jahre nach der 
Samtenen Revolution die ökologische Bewe- 
gung auf dieselbe Weise behandelt wird, wie 
unter dem früheren totalitaristischen kKommuni- 
stischen Regime. Wir finden eine einzige logi- 
sche Erklärung: Die Politiker fürchten sich vor 
den ökologischen Aktivitäten, weil sie sich über 
die Tatsache bewußt sind, daß sie auf dem Feld 
der Ökologie nicht das tun, was sie sollten. 
Durch Unterdrückung von ökologischen Orga- 


telegraph 2/95 


nisationen versuchen sie ıhr eigenes schlechtes 
Gewissen zu unterdrücken. Es ist zu hoffen, daß 
die BIS inihren Bemühungen nicht so weit geht, 
wie ihre französischen Kollegen im Fall der 
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“Rainbow Warrior”. 


GREENPEACEPRESS RELEASE (Übers. und 
Kürzung: Red. “telegraph”) 

(For further information please contact: Hana 
Pernicova, Greenpeace CSFR, **42-2-2481 
2420, fax **42-2-2421 1255) 


Alabasterfarben und strahlend 


Die “antinationale, antideutsche” Bewegung zeigt uns den 
ultimativen Ausweg aus der Krise der Linken 


Es geht um die neueste Fraktion der sich so 
bezeichnenden westdeutschen “radikalen Lin- 
ken”, die “Antinationalen, Antideutschen”. De- 
ren politische Ansätze waren zwar in Gestalt der 
Bahamas-Fraktion, 17 Grad Celsius, ak kassi- 
ber, der Jour fixe-Gruppe als Export aus Ham- 
burg, Freiburgund anderen westdeutschen Städ- 
ten schon seit einer Weile in Berlin zu Hause. 
Aber erst seit November vorigen Jahres, als die 
Gruppe “Landesverrat” während einer Berliner 
Demonstration zur Reichsprogromnacht am 9. 
November 1994 die Siegessäule besetzte, wur- 
den wir mitimmer neuen Verlautbarungen über- 
rascht. Das letzte wichtigere Ereignis war die 
Gründung einer eigenen Berliner Gruppe in 
einer gegen etwaige Gegner streng abgeschlos- 
senen Sitzung im Berlin-Friedrichshainer Sze- 
nencafe X-Beliebig. Aus Ostdeutschland nahm 
an der neuen “Bewegung” wohlgemerkt offen- 
sichtlich nur das Antifa-Plenum Leipzig teil. 
“Einzelpersonen aus Zwickau und Leipzig”, die 
gelegentlich in die Debatten hineinhörten, ent- 
fernten sich bald entsetzt. Aber auch die Leipzi- 
ger scheinen nach letzten Informationen nicht 
mehr vonder Partie zu sein. Eine am 12. Februar 
für das Leipziger Infocafe Conny Island ange- 
sagte Veranstaltung der “Antinationalen, Anti- 
deutschen” wurde abgesagt, weil nur einzelne 
Leipziger Antifas zugestimmt hätten. In Dres- 
den, wo anläßlich des Gedenktages der Bombar- 
dierung der Stadt am 13. Februar die erste grö- 
ßere Aktion der neuen Bewegung stattfinden 
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sollte, ist erst gar niemand angefragt worden. 
Man war sich offenbar unter Antideutschen 
selbst genug. Da es aus dem gleichen Grunde 
aber nicht gelang, in Dresden irgendeinen Stütz- 
punkt zu finden, kam es nur zu einzelnen Aktio- 
nen und die eigentliche Bejubelung der Dresde- 
ner Bombennacht fand in Westberlin im Saal 
statt. 

Bei der Darstellung der Positionen der 
Gruppe fasse ich aus den verschiedensten Papie- 
ren zusammen. Dies dürfte aber insofern nicht 
falsch sein, als sich die einzelnen VertreterInnen 
der Fraktion nie widersprechend zitieren, son- 
dern in Wagenburgmanier gegen eine Welt von 
Feinden auf revolutionärer Wache stehen. 

Den deutschen Offiziellen gehe es, mei- 
nen die “Antinationalen, Antideutschen”, bei 
den diesjährigen Feiern zur Wiederkehr ver- 
schiedenster Daten des Jahres 1945 eigentlich 
“um das Feiern des Deutschen Friedens von 
1990 im nationalen Konsens”. Ohne platte hi- 
storische Parallellisierung versuchten Teile der 
herrschenden Schichten an die Traditionen des 
NS-Regimes anzuknüpfen. Die “Leistungen” 
des Faschismus, zu denen im Besonderem seine 
als vorbildlich begriffene soziale Integration 
‚gezählt wird, würden enttabuisiert. Mittel sei 
dabei die Bagatellisierung des 3. Reiches, zum | 
Beispiel durch die Konstruktion eines “antitota- 
litärer Konsens” zwischen den Opfern “zweier 
deutscher Diktaturen”. Die Überlebenden bei- 
der Regimes würden als Alibi zu benutzt. 


Einenähnlichen Verdachthabe auch ich 
bei der Lektüre des konservativen Diskurses, 
von der “Jungen Freiheit” über die “Zeit” bis 
hinein in die Spalten der “taz”. Allerdings wäre 
genauer zu diskutieren, wieviel verschiedene 
Strömungen das sind, ob und wie sie miteinan- 
der zusammenhängen und inwiefern welche 
Fraktionen der Mächtigen daran Interesse ha- 
ben. Ich bin zwar ziemlich neu im Land, aber 
Herrschaft in der BRD scheint mir nicht als 
Verschwörung zu funktionieren, sondern als ein 
Kampfplatz unterschiedlichster Interessen und 
Ideen, unter denen sich einige nach Kriterien des 
Marktes, der Effektivität, der Stimmkraft und 
des Zufalls als die momentan Resultierenden 
durchsetzen. Darin, daß dieses System über 
zahllose Rückkoppelungsmechanismen verfügt, 
unterscheidet es sich ja gerade effektiv vom 
untergegangenen Stalinismus. Und deshalb ist 
Wolfgang Templin, der sich im Dezember wie- 
der in der “Jungen Freiheit” über den Kommu- 
nismus als die Grundtorheit der Epoche verbrei- 
ten durfte, für mich kein Büttel der Herrschen- 
den, sondern ein kleiner Wicht, der sich einer 
bestimmten Fraktion anzudienen versucht. 
Andererseits habe ich aber auch den 

Verdacht, daß es eine Tendenz in der westdeut- 
schen Linken gibt, den Konflikt, mit dem sıe seit 
1968 Breitenwirksamkeit gewonnen hat - die 
Aufarbeitung der faschistischen Vergangenheit 
_ zum einzig Möglichen zu machen und die 
Opfer des Faschismus als einzig Legitime für 
sich zu instrumentalisieren. Die jetzt neu auftau- 
chenden Opfer, die des Stalinismus, betrachten 
sie daher mit Mißgunst, fast so, als ob sie sich 
eher den Henkern verwandt fühlten (die sich 
schließlich als “Kommunisten” bezeichneten). 
Einige Linke leugnen, daß es überhaupt Opfer 
gegeben hätte, andere meinen, €S hätte sich 
dabeium Antikommunisten gehandelt, die näch- 
sten wieder meinen, in den Lagern hätten fast 
nur oppositionelle Kommunisten gesessen. Je- 
denfalls aber seien es weniger gewesen und man 
könne dies auf keinen Fall mit den Todesfabri- 
ken der Nazis vergleichen - diese seien eben 
singulär. 


Aber Auschwitz begann im Jahre 1933 
-undhier kann ich mich mal ausnahmsweise der 
Argumentation eines SPD-Mannes in der “taz’’* 
anschließen - zunächst mit der Abschaffung der 
bürgerlichen Freiheitsrechte und dann mit derin 
aller Öffentlichkeit und unter aller Beteiligung 
vor sich gehenden Entrechtung der Juden und 
anderer Minderheiten. Erst diese Voraussetzun- 
gen, die allmähliche Entkleidung von Vermö- 
gen und sämtlichen staatsbürgerlichen Rechten, 
vonder die“ Arier” gern profitierten, ermöglich- 
te schließlich die Massentransporte in die Kon- 
zentrationslager. Ein Vergleich der Opfer der 
Nazis mit denen etwa von Pol Pot ist keine 
Gleichsetzung. Der Vergleich erst kann die prä- 
zise Analyse der Unterschiede ermöglichen. 
Wenn die Opfer von Auschwitz einen Auftrag 
für uns bedeuten, dann nicht den, sie zu ikonifi- 
zieren, sondern überall dort wach zu sein, wo 
ähnliches beginnt. Und so geht der Streit um die 
Opfer des Stalinismus auch nicht um die mehr - 
oder weniger Millionen zivilen Opfer der Je- 
schowschtschina** unter Stalin, die “Jediglich” 
Tausenden unter Ulbricht oder die “gemäßigte- 
ren” Methoden, zu denen das bereits unter dem 
Diktat westlicher Banken stehende DDR-Re- 
gime in den achtziger Jahren Zuflucht nehmen 
mußte. Es geht allemal um die Entrechtung von 
Menschen, die schließlich ihre mehr oder weni- 
ger vollständige Ausschließung aus dermensch- 
lichen Gesellschaft, ihre Liquidierung vorberei- 
ten soll. Und deshalb gehört, ohne etwas gleich- 
setzen zu wollen, zu diesem Komplex die Ver- 
schlechterung des Ausländerrechtes in der 
Bundesrepublik Deutschland und der Abbau 
politischer Rechte auch für die “Eingeborenen”. 

Unter diesen wesentlichen Einschrän- 
kungen stimme ich zu, wenn die “Antinationa- 
len, Antideutschen” meinen, mit den verschie- 
densten revisionistischen Coups “über Bitburg, 
die Neue Wache, den 20. Juli bis hin zum Jahre 
1995 mit dem "Trauerauftakt” der Bombardie- 
rung Dresdens (werde) der Weg frei gemacht für 
aktuelle und zukünftige Politik.” Die geht aller- 
dings, meine ich, wenigstens für die CDU/CSU 
und ihre Klientel, nicht in Richtung eines neuen 
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NS-Regimes. Ihr Ziel ist offenbar vielmehr die 
Gleichstellung mit den anderen Großmächten. 
In einem von der M99-Broschürengruppe zi- 
tierten Papier der Lupus-Gruppe heißt es dazu 
wesentlich genauer: “Es ging und geht vor allem 
darum, die sich aus der “besonderen Verantwor- 
tung” ergebenden Einschränkungen, vom De- 
fensivcharakter der Bundeswehr bis hin zum 
Asylrecht auszuhebeln - materiell und ideolo- 
gisch. Neudeutsch gesagt: einen Schlußstrich 
unter die deutsche Vergangenheit zu ziehen, um 
ohne “ewige Schuld” dieselben Schweinereien 
machen zu können, wie alle anderen imperiali- 
stischen Mitkonkurrenten auch.”(2) 
An diesem Punkt hören dann meine 
wenigstens oberflächlichen Übereinstimmun- 
gen mit den “Antinationalen, Antideutschen” 
auf. “Dieser deutsche Frieden”, heißt es in den 
Papieren, “kann nicht nur antinational, er muß 
antideutsch bekämpft werden.’ Antideutsche 
Positionen seien notwendig wegen der Konti- 
nuität von Barbararei seit der deutschen Reichs- 
gründung. Auschwitz sei nicht nur ökonomisch 
zu erklären, auch nicht das Euthansieprogramm. 
Die herrschenden Klassen in Deutschland hät- 
ten in der Politik stets den risikoreichsten Weg 
gewählt, - als Beispiel dafür werden der 1. 
Weltkrieg und das NS-Regime genannt. Es gebe 
einspezifisches Überlegenheitsdenkenund “sich 
als Opfer fühlen”. In seinem Vernichtungswil- 
len unterscheide sich der deutsche Imperialis- 
mus von anderen Imperialismen. Neuere Bei- 
spiele für die aggressivere Kriegspolitik seien 
die deutsche Asylpolitik, die Zerschlagung Ju- 
goslawiens, die Anerkennung Kroatiens, bilate- 
rale Militärbündnisse von Polen zum Kaukasus. 
Angeblich geht es den “Antinationalen, 
Antideutschen” ja um eine “Diskussion um die 
konkreten und materiellen Ursachen des deut- 
schen Sonderwegs, keine Mystifizierung des 
“Deutschen an sich’””.(1) Bezeichnend ist aller- 
dings, daß sie sich vorbeugend gleich gegen den 
“Historismus” aussprechen. Aber zur Diskussi- 
on dieses “deutschen Sonderweges” wären ja 
zunächst mal einige historische Auseinander- 
setzungen und Vergleiche notwendig. Dabei 


stellen sich dann eine Reihe von Kausalitäten 
her, keine Mystizismen wie bei den Herren 
Verfassern. Außerdem kann man den deutschen 
Imperialismus nicht isoliert betrachten, sondern 
nur im Geflecht der Kämpfe mit anderen Welt- 
mächten von imperialem Anspruch. Um sich 
diese mühselige Arbeit zu ersparen, wird der 
deutsche Imperialismus freilich von den “Anti- 
nationalen, Antideutschen” sofort als Dämon 
ikonifiziert und man stellt sich schlicht und 
dumm auf die Seite der Siegermächte des 2. 
Weltkrieges: “Uns steht nicht zu, die zu kritisie- 
ren, die schließlich den Nationalsozialismus 
besiegt haben, war doch eine Befreiung nur von 
außen denkbar, weil die Bevölkerung in einem 
bisher nicht gekannten Maß das NS-Regime 
unterstützte.”(1) Dazu gibt es dann in einem 
“Konkret”- Artikel von Jürgen Elsässer über die 
Zerstörung Dresdens ein Starbild des britischen 
Luftwaffengenerals Bomber-Harris, das ohne 
Zweifel in der Wohnung des Autors an die 
Wand gehängt wurde, wo an Stelle des ver- 
schwundenen Stalin-Bildes eine Zeit lang dieser 
unangenehme weiße Fleck zu sehen war. 

In diesen Tagen habe ich einen Beitrag 
von einem konservativen Publizisten*** gele- 
sen, in dem auf eine kritische Rede Churchills 
im Jahre 1937 - damals noch Oppositionsführer 
im britischen Unterhaus - gegen die Appease- 
mentpolitik hingewiesen wurde. Churchill führ- 
te dort aus, die Appeasementpolitik sei deshalb 
falsch, weil sie die traditionelle Linie der briti- 
schen Politik verlasse. England habe sich immer 
gegen die jeweils stärkste europäische Macht 
gestellt, ganz unabhängig davon, ob sie eine 
Diktatur oder Demokratie war. 

In der Tat ist das seit jeher das Prinzip 
des britischen Imperialismus gewesen, das so- 
genannte europäische Gleichgewicht: nämlich 
dafür zu sorgen, daß die Mächte auf dem Kon- 
tinent in permanenten Streit miteinander liegen, 
so daß die britische Regierung als unabhängiger 
Vermittler und stärkste Macht fungieren konn- 
te. Und natürlich war auch in dieser imperialisti- 
schen Logik die Stärkung von Hitlerdeutsch- 
land ein böser Fehler. Als die herrschenden 
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Kreise in Großbritannien das eingesehen hatten, 
traten siein den Krieg mit Deutschlandein. Aber 
moralische Gründe:interessierten sie dabei tat- 
sächlich gar nicht. Zum Ausdenken dieser für 
die Bevölkerung wichtigen Stimulanzien be- 
zahlten sie Moralisten. Und die in diesem Fall 
mal mit vollständig wahren Argumenten arbei- 
tende “Greuelpropaganda” (so die Bezeichnung 
von Seiten der Nazis) machte sich ganz gut in 
Radio London, war aber jedenfalls nicht die 
Argumentation der britischen Regierung und 
des britischen Generalstabs. Denen ging es um 
die Verteidigung des britischen Empire gegen 
einen gefährlichen Konkurrenten. 

Natürlich, wäre ich damals als politi- 
scher Exilant irgendwo außerhalb von Deutsch- 
land gewesen, hätte ich mich auf die eine oder 
andere Weise am Krieg der Alliierten gegen 
Deutschland beteiligt; ohne Illusionen freilich 


und ohne Vernachlässigung der Tatsache, daß 


auch die alliierten Mächte den 2. Weltkrieg als 
imperialistischen Raubkrieg führten. - 

“Die Alternative zur Politik der Alliier- 
ten,” schreiben die “Antinationalen, Antideut- 
schen”, “wäre eine modifizierte Fortsetzung des 
Nationalsozialismus gewesen, wie sie etwa den 
Attentätern vom 20. Juli vorschwebte.”’(1) Ty- 
pisch ist, daß sie sich nur in einem Punkt nicht 
völlig mit den Zielen der Aliierten identifizieren 
wollen, “die sich schon in den letzten Kriegsmo- 
naten gegen die Sowjetunion richteten.”’(1) Tut 
mir leid, die Sowjetunion, die, ganz abgesehen 
vonihrer Innenpolitik, nach dem Freundschafts- 
vertrag mit Hitler zugleich mit den Nazis Polen 
annektierte und danach Finnland überfiel, - die 
Sowjetunion ist für mich schlicht eine imperia- 
listische Großmacht. 

Aus welcher Perspektive betrachteteein 
indischer Tagelöhner den Krieg Hitlerdeutsch- 
lands gegen seine grausamen Kolonialherren? 
Und wie mußte der gar nicht so ungewöhnliche 
deutsche Fachmann Hitlerdeutschland betrach- 
ten, der 1924 in die Sowjetunion gegangen war, 
1936 dort als angeblicher Trotzkist verhaftet 
wurde und nach dem deutsch-sowjetischen 
Freundschaftsvertrag 1939 aus dem Gulag nach 
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Deutschland “in die Freiheit” zurückkehren 
durfte? Falls man nicht wie Margarete Buber- 
Neumann**** das Pech hatte, nach diesem Aus- 
tausch als Jüdin und Frau eines prominenten 
KPD-Funktionärs gleich wieder in KZ zu kom- 
men, diesmal nach Ravensbrück. Man lese mal 
die Geschichte, wie Frau Buber-Neumann nach 
ihreEntkommen aus dem Todesmarsch nach 
Westen weiterfloh, um nicht in die Fänge der 
Roten Armee zu geraten, die sie wieder ins 
Lager Karaganda zurückgebracht hätte. Natür- 
lich, es bringt nicht viel, bei der Betrachtung von 
geschichtlichen Ereignissen sich die notwendi- 
gerweise beschränkte Perspektive anzueignen, 
die die Opfer oder auch nur die einfachen Leute 
hatten. Aber es ist wichtig, zu begreifen, warum 
die Leute so und nicht anders denken und han- 
deln konnten. Sonst betrachtet man wie die 
“Antinationalen, Antideutschen” die Bevölke- 
rung nach den Kategorien von Schuld und Süh- 
ne. 


z ‘ 
Margarete Buber-Neuman, Verfasserin des 
Berichts "In Konzentrationslagern von Hitler 
und Stalin" 


Sie sind nämlich auch insofern “anti- 
deutsch”, als sie gegen die deutsche Bevölke- 
rung sind. In Deutschland gebe es die extremste 


Ausprägung von Herrschaftsideologien: Ras- . 


sismus, Nationalismus, Eugenik. Hinzu komme 
die besondere Anfälligkeit der deutschen Be- 
völkerung für diese Manipulierungen. Jeder 
müsse entscheiden, ob er auf der Seite der Opfer 
stehe oder der Massenmörder und das Letztere 
waren die Deutschen. Nach der Zustimmung.der 
deutschen Bevölkerung zum totalen Krieg habe 
es faktisch keine Zivilbevölkerung mehr gege- 
ben. Deshalb sei der Bombenterror gegen die 
deutsche Bevölkerung richtig und gerecht ge- 
wesen, beispielweise die Zerstörung Dresdens. 
Auch heute sei die Gefahr nicht weit, daß die 
Deutschen in die gleichen Massenpsychose zu- 
rückfallen. Auch Klassenkämpfe führten bei 
den deutschen Massen nicht zur Emanzipation, 
sondern zur Annäherung an rechte Ideologien. 
Die deutsche Volksgemeinschaft werde barba- 
risch reagieren, wenn es nicht mehr allen gut 
gehe: Deutschland als Idee enthalte den Ver- 
nichtungswillen. 

Mal ganz abgesehen von der Frage, ob 
die fanatisierte Masse eines handverlesenen 
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Publikums, die im Berliner Sportpalast Göbbels 
bei der Erklärung des totalen Krieges zujubelte, 
im Ernst für die deutsche Bevölkerung entschie- 
den haben kann (wollen wir nicht wenigstens 
die unter 16 Jahren ausnehmen?)... Obwohl hier 
der Mystizismus schon zum Himmel schreit... 
Ich versuche es doch noch mal mit Einwendun- 
gen aus der Realität: Die KPD der zwanziger 
Jahre, die ich persönlich ansonsten für einen 
ziemlich miesen Verein halte, trat ja nicht nur 
deshalb wie die Nationalisten gegen den Versai- 
ler Vertrag auf, weil sie “nationalistische Posi- 
tionen übernahm”. Lloyd George, der Premier- 
minister Englands während des 1. Weltkriegs, 
schrieb um 1926 ein Buch: “Die Wahrheit über 
Kriegsschulden und Reparationen” (oder so 
ähnlich hieß die deutsche Fassung). Er bezeich- 
nete dort aus ganz kühlen politischen, wirt- 
schaftlichen und machttheoretischen Erwägun- 
gen den Versailer Vertrag als den Gipfel der 
Dummheit, gemacht in der Absicht, “die Deut- 
schen zu demütigen”. Aber einerseits war durch 
die geforderten Geld- und Sachlieferungen die 
wirtschaftliche Situation in Deutschland perma- 
nentkritisch, andererseits verursachten die Geld- 
und Sachlieferungen unter Weltmarktpreisen 
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auch in den anderen westlichen Nationalwirt- 
schaften Krisenerscheinungen. Hinzu kam, daß 
man, wie Lloyd George meint, nicht auf Dauer 
ein europäisches Volk demütigen darf, ohne 
Gefahr zu laufen, systematische Rachegefühle 
zu erzeugen. “In den Schulen Deutschlands”, 
meint Lloyd George 1926, “wachsen schon die 
Rächer von morgen auf.” Und in der Tat gehört 
die allgemeine Verbitterung über die wirtschaft- 
liche Malaise zu den wesentlichen Faktoren für 
die Wahlsiege der Nazis am Ende der Weimarer 
Republik. 

Das ist natürlich eine Begründung und 
keine Rechtfertigung. Und für die nationalen 
Befreiungsbewegungen anderswo auf der Welt 
sehen die “Antinationalen, Antideutschen” er- 
staunlicherweise auch ganz richtig, “daß es vor 
allem objektive Zwänge sind, die derzeit einige 
Bewegungen noch aufeine nationale Befreiung 
hoffen lassen. Das enthebt uns aber nicht der 
Aufgabe, eine internationalistische Perspekti- 
ve, die antinational sein muß, neu zu diskutieren 
und auch zu erkämpfen. Wir lehnen allerdings 
eine Solidarität ab, die in ihrer Begeisterung für 
irgendwelche Völker dieinhaltliche Trennschär- 
fe aufgibt und nicht mehr nach den Zielen 
fragt.”(1) 

Nur das deutsche Volk trägt halt den 
DämonismusimLeib. Selbst die ‘“Klassenkämp- 
fe in Deutschland haben immer auch eine Kom- 
ponente völkischer Nationenbildung (da sie auf 
die Stärkung des Standortes Deutschland zie- 
len)”.(3) Und deshalb, meinen die “Antinatio- 
nalen, Antideutschen”, dürfe man sich um diese 
Leute einfach nicht mehr kümmern, sondern 
müsse die Klaren und Reinen in einer K-Gruppe 
sammeln, die gegen den deutschen Auswurf 
kämpft. 

Immerhin gibt es in diesem Punkt ver- 
schiedene Papiere, die sich gegen den gröbsten 
Unfug wehren*****, Es gehe um Antikapitalis- 
mus und Antiimperialismus, nicht um eine mo- 
ralisierende antideutsche Position, meint das 
Mea-culpa-Papier in Interim 312. Eine solche 
Positionierung sei zum Sektendasein verurteilt. 
Auch die Bahamas-Leute könnten sich nicht 
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“alabasterfarben und strahlend aus dem Sün- 
denpfuhl der deutschen Linken erheben”, son- 
dern seien in das weltweite Herrschaftssystem 
des Imperialismus und seiner Ideologien einge- 
bunden. “Vielmehr besteht die Gefahr, daß die 
Linke durch einen Rückzug aus den bestehen- 
den sozialen Auseinandersetzungen einenRaum 
preisgibt, aus dem heraus sie sich bisher immer 
wieder aufs neue formiert hat”. 

Mit Hilfe der Gretchenfrage des Antina- 
tionalismus, so das Mea-Culpa-Papier, werde in 
guter K-Gruppen-Tradition zuerst die Linke in 
gut und böse gespalten, um sich dann an die 
Spitze der neuen Bewegung zu stellen. “Nicht 
der Rückzug derLinken aus denreal stattfinden- 
den sozialen Auseinandersetzungen steht auf 
der Tagesordnung, sondern die gezielte Inter- 
vention mit kritischen - heute vor allem antina- 
tionalen - Inhalten. ... Der Rückzug der Linken 
aus den bestehenden sozialen Auseinanderset- 
zungen in der BRD, wie er aus einem exklusiv 
verstandenen Antinationalismus folgen würde, 
dürfte daher nicht unwesentlich die Neue Rech- 
te in ihren strategischen Zielen unterstützen, zu 
einer Hegemonie innerhalb der Gesellschaft zu 
gelangen.”(4) 

Der wesentliche Punkt aber, den die 
Phraseologie der “Antideutschen, Antinationa- 
len” verdeckt, ist meiner Auffassung nach ein 
gänzlich unnationaler: das Ende der Aufklä- 
rung. Seit Mitte des 19. J ahrhunderts haben die 
Herrschenden aller Länder mit wachsender Ef- 
fizienz das Instrumentarium der Gegenaufklä- 
rung entwickelt und es gelingt ihnen, in immer 
größerem Maße die Mehrheit der Bevölkerung 
in ihrem Sinne zu beeinflussen. Da sind die 
immer ausgefeilteren Repressions- und Herr- 
schaftstechniken, von der Computererfassung 
iiberden “verhältnismäßigen” Polizeieinsatz bis 
zur Aufspaltung der Gesellschaft in die unter- 
schiedlichsten Interessengruppen. Da sind die 
monopolisierten modernen Medien, die das 
Bewußtsein der breiten Massen prägen, nicht 
nur freiwillig gekauft, sondern sogar suchtartig 
aufgesogen werden. Und in der Ferne droht 
bereits der Ganzkörperanzug der Cyberspace- 
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Technik, mitdem Wahrnehmung und Reflexion 
von Realität völlig beendet werden kann. Wie 
kann man Leuten, die mittelmäßig oder kaum 
gebildet sind und sich ganztägig und abendfül- 
lend mit wirklich wesentlichen Dingen, dem 
Leben, Arbeiten und Aufziehen von Kindern, 
beschäftigen, die Zusammenhänge einer immer 
komplizierter werdenden Welt erklären, ohne 
spinnert und abgehoben zu erscheinen? Was 
kann die Linke gegen die neuen Herrschafts- 
techniken stellen, wie werden emanzipatorische 
Bewegungen unter diesen Bedingungen mög- 
lich sein? 
Natürlich gibt es immer die Möglich- 
keit, sich “alabasterfarben und strahlend aus 
dem Sündenpfuhl der deutschen Linken zu er- 
heben”, indem man erklärt, daß das, was bisher 
die Linke ausgemacht hat, die Botschaft von der 
Befreiung aus unverschuldeter Unmündigkeit 
bei den Deutschen einfach nicht funktioniere. 
Und deshalb sei man sich selbst genug, werde 
das verbliebene Personal zu ohnmächtigen Pro- 
testkundgebungen organisieren und moralisch 
hochwertige Haltungen zeigen. Das ist sozusa- 
gen der revolutionäre Feierabend, eine von den 
immer wieder traurigen Abgängen von großen 
Teilen der jungen Generation, die so oder so 
ihren Frieden mitder Weltmachen. Weitschwie- 
riger ist es dagegen, sich den Realitäten, auch 
den eigenen, ohne Mystik zu stellen, neu auftau- 
chende Phänomene zu analysieren und immer 
wieder die höchst zweifelhafte Arbeit Aufklä- 
rung und Organisierung mit Leuten zu leisten, 
wie sie nun einmal sind. Und da möchte ich mir 
nicht, wie die “Antideutschen, Antinationalen”, 
anmaßen, einem bewußtesten Vortrupp, einer 
allwissenden Avantgarde anzugehören, der 
schließlich im Namen der revolutionäre Moral 
auch daran geht, die Unbotmäßigen einzeln oder 
massenweise zu liquidieren. Es geht mir um 
attraktive Alternativen zur gegenwärtigen Ge- 
sellschaftsordnung, die zunächst einmal eerdacht 
und dann vermittelt werden müssen, nicht von 
oben herab, sondern als Werbung mit dem eige- 
nen Beispiel, das hoffentlich ein besseres ist. 
W. Rüddenklau 
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* Freimut Duve, “Genau hinsehen nie verges- 
sen”, “taz” vom (Anfang Februar, find ich nicht 
mehr) 

** Jeschowschtschina: Höhepunkt der Verhaf- 
tungs-, Deportations- und Vernichtungswelle in 
der SU, genannt nach dem 1936 bis 1938 amtie- 
renden sowjetischen Volkskommisar für Innere 
Angelegenheiten, Jeshow, der schließlich selbst 
verhaftet und erschossen wurde. 

*** So merkwürdig das klingen mag: Ich lasse 
mir überhaupt von niemand verbieten, alles zu 
lesen, was mich interessiert, ob nun von Bis- 
marck, von Marx oder von Bakunin. Noch 
schlimmer: Manche Argumentationen, die mir 
tauglich erscheinen, verwende ich selbst. Aber 
das hatte ich eigentlich für normal gehalten, 
bevor wir angegliedert wurden und uns mit der 
westdeutschen Linken vereinigen mußten. 
*%*** Margarete Buber-Neumann, “In Konzen- 
trationslagern unter Hitler und Stalin” 

***** Mea-culpa-Papier, Interim 312, außer- 
dem gab es von Seiten der Gegner der “Antina- 
tionalen, Antideutschen”: “Eskimo, Anti- 
deutsch? Abgestürzte Debatte”, Interim (keine 
Ahnung, wann); Ein Bewegter, “Endlich eine 
Spaltung und wiedernichtdierichtige für mich”, 
Interim 316 und als mir Neuestes von der Bro- 
schürengruppe im M99 “Der Tag ihrer Befrei- 
ung - für die Mehrzahl der Deutschen nicht” 

l ak kassiber, Diskussionsbeitrag zur Veranstal- 
tung am 22.12. in Berlin) 

2 Nach M99-Broschürengruppe: Lupus, “Lich- 
terketten und andere Irrlichter. Texte gegen fin- 
stere Zeiten”, S. 103 

3 ak kassisber: Tragen wir den deutschen Kon- - 
sens oder nicht ... 22.12.94 X-Beliebig und 


“Interim 315 
4 Mea-culpa-Papier, Interim 312 
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“Bei den Dresdnern 
nicht gelandet...” 


Eine Dresdner Aktivistin zu den Feiern um die 
Dresdner Bombennacht 


telegraph: Johanna, eure Gruppe, der spätere 
anarchistische Arbeitskreis Wolfspelz, hat da- 
mals, im Jahre 1982 die Tradition des öffentli- 
chen Gedenktages für die Bombennacht am 12. 
Februar 1944 begonnen. Die Flugblätter, auf 
denen ihr zu einer Gedenkveranstaltung gegen 
Militarismus und Krieg aufgerufen habt, ver- 
breiteten sich, wie die Zeiten damals so waren, 
in der ganzen DDR und trotz Autobahn- und 
Bahnhofssperrungen kamen viele Tausend Leu- 
te, vor allem Jugendliche. Die Veranstaltung 
wurde dann im Lauf der Jahre allerdings von der 
Kirche zunehmend vereinnahmt. 

Johanna Kalex: Die Kirche hat dem Staat an- 
geboten, zu helfen, damit die Demonstration in 
sichere Kanäle gelenkt wird. Bischof Hempel 
hat das gegenüber einem Journalisten jetzt sogar 
so kommentiert, daß er versucht habe, uns zu 
domestizieren. Wir sind damals auf das Ange- 
bot der Kirche eingegangen, die Veranstaltung 
in die Kreuzkirche zu verlegen. Wir ssindeinfach 
mit Stasi, Verhören und sonst welchem Trouble 
mit unseren 17 Jahren nicht mehr klargekom- 
men. Dann war aber trotzdem vor der Fauenkir- 
che eine riesige Demo. Und insofern ist das, was 
wir da wollten, trotzdem wahr geworden. Aber 
in den folgenden Jahren hat die Kirche den 
Gedenktag immer mehr in ihre Bahnen ziehen 
können. Wir haben noch ein paar Jahre irgend- 
welche Veranstaltungen mit vorbereitet. Das hat 
uns dann nicht mehr gepaßt, denn das, was wir 
rüberbringen wollten, ging nicht. Es hatte kei- 
nen Biß. Aber es lag natürlich auch daran, daß 
wir in unseren Forderungen immer radikaler 
wurden. 1985 haben wir uns dann von der 
Kirche getrennt, sind autonom geworden. Und 
seitdem haben wir nicht mehr an den Vorberei- 
tungen für den 13. Februar teilgenommen. Wir 
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sind dann nur noch zur Frauenkirche mit Kerzen 
gegangen. 

telegraph: Um was ginges Euch damals eigent- 
lich? 
Johanna Kalex: Ich kann natürlich jetzt ein 
großes politisches Statement abhalten. Aber ich 
war damals gerade 17 geworden. Ich denke, daß 
ein Dresdner weiß, daß in dieser Bombennacht 
etwas ganz Komisches passiert ist, daß nämlich 
die eigentlichen Täter auf fürchterliche Weise 
zu Opfern geworden sind. Die Leute, die den 
Krieg getragen oder zumindestens ertragen ha- 
ben, ohne sich zu wehren, mußten plötzlich 
sterben. Die Gewalt, die die Leute verursacht 
haben, ist, wie man in Kriegen immer wieder 
beobachten kann, aufsiezurückgeschlagen. Wir 
haben gedacht, daß diese Erfahrung in der Dresd- 
ner Bevölkerung durch die Erzählung ihrer EI- 
tern und Großeltern tief drinsitzt, - daß Kriege 
dazu führen, daß man Opfer wird, automatisch, 
auch wenn man sie anfängt. Es erwischt jeden, 
wenn auch nur hintenrum und vielleicht nicht so 
direkt wie die Dresdner Bevölkerung. Weil die- 
se Bevölkerung, dachten wir, das begreift, woll- 
ten wir am diesem Tag gegen Militarismus und 
Krieg demonstrieren, damit so etwas nicht mehr 
passiert. | 
telegraph: Wir haben ja jetzt bekanntlich die 
Freiheit und der 13. Februar wird nun offiziell 
begangen. Was sagst du zu diesem Wirbel, der 
im Moment gemacht wird? 

Johanna Kalex: Das ist natürlich eine komi- 
sche Geschichte. Völlig unmöglich ist, daß der 
Herr Kohl hier herumspringt. Da gab es diesen 
Brief vom Ökumenischen Informationszentrum. 
Kohl wurde darin aufgefordert, nicht nach Dres- 
den zukommen, weilein Mann, der hinter Jelzin 
steht und die russische Politik gegen Tschet- 


schenien unterstützt, ein Mann, der eine derarti- 
ge Außenpolitik fährt, bei einem Gedenktag, an 
dem es um Kriegsopfer und Kriegsschuld geht, 
nichts zu suchen hat. Dem Brief haben sich die 
Dresdner Superintendenten Scheibner und Rau 
angeschlossen und noch eine Menge Gruppen 
und Privatpersonen. Der Kohl war gestern trotz- 
dem da, hat aber wenigstens nicht geredet. 
telegraph: Hat das, was da sonst läuft, etwas mit 
Euren damaligen Inhalten zu tun? 
Johanna Kalex: Ich kann nicht irgendwelchen 
Kirchen Trauer- und Gedenkgottesdienste oder 
Nachdenk-Gottesdienste verbieten. Manche 
Gottesdienste waren wirklich gut. Wir haben 
uns vorgestern den katholischen Gottesdienst 
angeguckt, an dem Kohl teilgenommen hat. 
Was wir befürchtet haben, dieses “Nach 50 
Jahren ist es jetzt genug!” - das ist nicht passiert. 
Was ich nicht okay finde, sind diese Staatshei- 
nis, die hier herumspringen und diese Kultur- 
festspiele. Es ist ein wahnsinniges Angebot, 
über hundert Veranstaltungen, die teilweise mit 
dem Themaüberhaupt nichts mehr zu tun haben. 
Ich kann und will niemand verbieten, an diesem 
Tag etwas zu machen, wenn es sich nicht um 
Rechte handelt. Wenn jemand darüber nachden- 
ken will, dann hat er die Möglichkeit, seine 
Mittel einzusetzen. Was viele stört ist, daß die 
Sache so hochgepuscht wird. Die internationa- 
len Medien treten sich in Dresden fast tot. Das 
hat aufeinmal so einen Festspielcharakter. Alles 
steht voller Fernsehwagen. Die Kirchen sind so 
grell beleuchtet, daß du kaum noch gucken 
kannst. Alles ist abgesperrt und Bullen über 
Bullen. Das hat mit stillem Nachdenken über- 
haupt nichts mehr zu tun. 
telegraph: Der ökumenische Gottesdienst in 
der Kreuzkirche soll völlig niveaulos gewesen 
sei,im Unterschied zu den früheren. Die Kirche- 
noffiziellen hätten permanent vor den britischen 
Hoheiten auf dem Bauch gelegen. 
Johanna Kalex: Wir standen vor der Kirche. 
Die Reden wurdenüber Lautsprecher nach drau- 
ßen übertragen. Es war wirklich schrecklich. 
Der Lord of Kent war da. Der wurde mit “König- 
liche Hoheit” und “Wir haben die Ehre!” vorge- 
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stellt. Der überreichte ein Bild als Zeichen der 
Versöhnung. Er hat eine Rede gehalten, die 
vielleicht englische Höflichkeit war, aber unter 
aller Sau war. Er redete von “Verantwortung 
von Politikern”. Wenn ein derartig waffenstrot- 
zendes Monstrum wie das britische Empire sich 
entblödet, etwas von Frieden zu labern, dann 
geht mir der Hut hoch. 

telegraph: Falckland und dergleichen... 
Johanna Kalex: Dann hat ein britischer Pastor 
eine Rede gehalten. Ich fand die sehr schlecht. 
Weil er Engländer war und damals das eigentli- 
che Kriegsopfer, kann man es ihm vielleicht 
noch gestatten. In Coventry wären “nur” 1000 
Leute draufgegangen, aber in Dresden...! Der 
hat eigentlich das erzählt, was ich von unseren 
Politikern befürchtet habe. Dresden sei die Apo- 
kalypse gewesen, was man den deutschen Städ- 
ten angetan habe, sei so besonders schlimm 
gewesen. Es war gruselig. Ich weiß nicht, ob das 
Versöhnung sein sollte. Die deutschen Pastoren 
waren erträglicher. Sie haben wenigstens stän- 
dig betont, daß Deutschland mit dem Krieg 
angefangen hat. Dann gab es ein Fürbittengebet 
mit “Kyrie eleison”. Das war genau wieder die 
gleiche Leier wie zu DDR-Zeiten. “Lieber Gott 
segne das Tun unserer Politiker und laß daraus 
den Frieden erwachsen!” und blablabla. Ich 
habe nur gesagt: “Lieber Gott, schmeiß Hirm 
herunter!” Der britische Pastor hat am Schluß 
immerhin noch etwas recht Vernünftiges ge- 
sagt: Daß nämlich nicht nur der Kommunismus 
gescheitert sei, sondern auch der Kapitalismus 
am Sterben sei. Man müsse jetzt anfangen, ge- 
rechte Gesellschaften aufzubauen. | 
telegraph: Die“ Antinationalen, Antideutschen” 
haben ja dazu aufgefordert, “keine Träne für 
Dresden” zu vergießen. Soweit ich gehört habe, 
haben sie das Denkmal für die Opfer der Bom- 
bennacht auf dem Heidefriedhof beschmiert: 
“Deutsche Täter sind keine Opfer”. Ander Frau- 
enkirche sollen sie ein Denkmal für Bomber- 
Harries aufgestellt haben, das aber wohl nicht 
lange stand. 

Johanna Kalex: Das habe ich selbst nicht gese- 
hen, ich stand an der Kreuzkirche. Vor der - 
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iertes Mahnmal für die 


nenn mn Annan 


Opfer der Bombardierung 


Dresdens auf dem Dresdner Heidefriedhof. Aufschrift: "Auschwitz, Majdanek, Treblinka/ 
DEUTSCHE TATERINEN SIND KEINE OPFER." Im Vordergrund die Reinigungsfirma. 


Veranstaltung mit dem Bundespräsidenten im 
Kulturpalast gestern haben Leute von der Bom- 
ber-Harris-Fraktion versucht, ein Transparent 
zu entrollen und haben “Nie wieder Deutsch- 
land” gebrüllt. Sie wurden von der umsitzenden 
Bevölkerung wirklich brutal geschlagen und 
rausgesetzt. Das fand ich schlimm für beide 
Seiten, mußich sagen. Da waren zwar Leute, die 
haben gleich “Keine Gewalt!” gebrüllt und in- 
sofern hielt sich das doch noch in Grenzen. Ich 
fand es schlimm, daß sie auf eine Meinungsäu- 
BRerung dermaßen extrem reagiert haben, zumal 
vorn überhaupt noch niemand geredet hat. 
Wir haben das ganz anders erlebt. Wir 
haben vor der Kreuzkirche gestanden. Wir hat- 
ten Kreuze für Länder gebastelt, wo deutsche 
Waffenexporte hingehen und standen mit zwei 
Transparenten da. Wir haben Flugblätter ver- 
teilt, auf denen Informationen über deutsche 
Waffenexporte standen. Das haben uns die Leu- 
te wirklich interessiert abgenommen. Das war 
wirklich irre - normalerweise nimmt Dir in der 
Stadt niemand mehr ein Flugblatt ab. Sie haben 
das uns abgenommen und gelesen. Es kamen 
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sehr viele positive Äußerungen dazu. Drei oder 
vier Leute haben uns angepöbelt. Das gibt es 
aber immer, das ist nichts Ungewöhnliches. 
Ungewöhnlich war, daß so viele Leute bereit 
waren, uns unsere Flugis abzunehmen. Sie ha- 
ben es gelesen und eingesteckt. Einige kamen 
und wollten noch mehr, weil sie das an ihre 
Verwandten verschicken wollten. 

Ich finde die Papiere der “Antinationa- 
len, Antideutschen” hochgradig oberflächlich. 
Sie argumentieren mit gerechten und ungerech- 
ten Kriegen, obwohl das völliger Quatsch ist. 
Sie wiegen verschiedene Sprengstoffmengen 
gegeneinander auf und urteilen auf Grund ir- 
gendwelcher Äußerungen, die einzelne Dres- 


.dner irgendwann mal von sich gegeben haben. 


Sie verwenden ohne Apostrophierung das Wort 
“Volksgemeinschaft” und vergessen einfach, 
daß es auch in Deutschland ein Oben und Unten 
gibt. Ich finde “Nie wieder Deutschland!” ist 
schon grammatikalisch blöd, weil “Deutsch- 
land” kein Zeitwort ist. Was soll das bedeuten? 
Ich kann es mir nicht mal übersetzen! 


Daß Leute durch den diesjährigen Rum- 
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mel zum Widerspruch angeregt wurden, kann 
ich verstehen. Wenn man nicht aus Dresden ist 
und nicht weiß, daß neben diesem Rummel sehr 
viele verschiedene Leute viele Dinge gegen 
Militarismus gemacht haben, dann ist es viel- 
leicht erklärlich, daß man auf die Idee kommt, 
solche Sachen zu machen. Aber ich denke, dann 
hätten sie sich vielleicht mal mit den Dresdnern 
auseinandersetzen müssen, die zu diesem Tag 
etwas machen. Das sind alles Leute aus dem 
linken Spektrum, Pazifisten oder Humanisten. 
Man wollte sich aber mit den Dresdnern nicht 
auseinandersetzen. Man hat sehr dogmatisch 
und sehr oberflächlich Papiere geschrieben, mit 
denen wir uns überhaupt nicht identifizieren 
können. Ich kann an dieser Stelle “wir” sagen, 
weil ich hier niemand gesprochen habe, der sich 
damit identifizieren konnte. 

Selbst wenn man sagen könnte, daß 
jeder Erwachsene im Dritten Reich ein Verbre- 
cher war, dann sind immerhin ein paar tausend 
Kinder in Dresden draufgegangen. Und bereits 
das wäre einen Trauertag wert. Außerden glau- 
be ich nach wie vor nicht, daß der mangelnde 
Mut, sich gegen eine Diktatur zu stellen, mit der 
Todesstrafe bestraft werden sollte. Wenn man 
das durchziehen würde, dann wäre die Welt bald 
menschenleer. 
telegraph: Gab es bis heute Störaktionen von 
Seiten der Nazis? 

Johanna Kalex: Die NPD hat versucht, zuerst 
selbst, dann unter einem anderen Namen, eine 
Demonstration anzumelden. Und unser glorrei- 
cher Bürgermeister Wagner hat das verboten 
mit der Begründung, vom 11. bis 13. seien Tage 
der Trauer. Das war rechtlich nicht haltbar. Die 
Nazis haben geklagt und die Stadt mußte die 
Demonstration doch erlauben. Oder vielleicht 
wollte sie das auch - ich weiß das nicht. Das war 
am 11. frih und Nachmittags sollte die Demon- 
stration sein. Zum Glück wurde sie aber doch 
noch rechtzeitig verboten. Aber es ist schon 
dämlich von dem Wagner, daß er nicht mal ein 
Verbot juristisch wasserfest formulieren kann. 

Nazis waren da - wir sind selbst Streife 
gefahren - aber nicht viele, vielleicht 200. Sie 
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sind durch die Gegend gerannt und ein paar 
Antifas haben aufgepaßt, daß nichts passiert. 
Einige Nazis aber eben auch einige Antifas 
wurden festgenommen, kamen aber bald wieder 
frei. 

telegraph: Wie siehst Du die Tendenz der offi- 
ziellen Feierlichkeiten? Nicht nur die “Antina- 
tionalen, Antideutschen” meinen, daßesinRich- 
tung neue Volksgemeinschaft gehen soll. Daß 
die Herrschenden gern von der Nazis die hervor- 
ragende Integration der Volksmassen lernen 


_ wollen und daß sie deshalb enttabuisieren wol- 


len. Die Dresdenfeierlichkeiten sollten dem 
Zweck dienen, die Täter zu Opfern zu machen. 
Johanna Kalex: Das ist so tierisch intellektuell. 
Ich denke, die Gedenkfeier ist nicht unter die- 
sem Gesichtspunkt zu betrachten. Es würde 
mich nicht wundern, wenn Herr Kohl und Herr 
Herzog diese Absicht hätten. Ich weiß es natür- 
lich nicht. Ich denke, daß sie damit aber bei den 
Dresdnern nicht gelandet sind, und auch nicht 
bei den Organisatoren der Veranstaltungen. Der 
Pfarrer, der vorgestern den katholischen Gottes- 
dienst gemacht hat, war ein sehr konservativer 
Mann. Aber es war alles drin, was man zu dem 
Thema sagen muß, auch die Rüstungsexporte, 
die von Deutschland ausgehen. Er hat auch 
gesagt, daß man nicht über 1945 sprechen kann, 
ohne über 1933 zu reden. Es war ein bißchen 
gemäßigt, wie das immer in der Kirche ist. Aber 
ich kann dem Mann nicht unterstellen, mag er 
noch so konservativ sein, daß er einen Schluß- 
strich ziehen oder die Nazizeit enttabuieren will. 
Natürlich sind die Dresdner Opfer gewesen, da 
gibt es keine Diskussion, sie sind Todesopfer 
gewesen. Daß sie auch Täter gewesen sind, ist 
die andere Geschichte. Ich glaube nicht, daß 
man das eine ohne das andere sein kann. Man 
kann aus einem Opferrolle auch zu einem Täter 
werden, das passiert sehr oft. Man kann aber 
auch aus einer Täterrolle zum Opfer werden. Ich 
glaube nicht, daß damit etwas enttabuisiert wird. 

(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 


telegraph 2/95 


Das Erbe des Stalinismus 


In Osteuropa ist man weiterhin auf der Suche nach 
Sündenböcken 


In einer Zeit, in der die politische und ökonomi- 
sche Lage in Osteuropa durch immense Ände- 
rungen und Instabilitäten gekennzeichnet ist, 
werden bemerkenswerte Muster von Intoleranz 
deutlich. Während in den vergangenen Jahr- 
zehnten die jüdische Bevölkerung Hauptziel 
von Diskriminierung und Verfolgung war, wer- 
den jetzt die Roma von großen Teilen der zen- 
traleuropäischen Bevölkerung gegeißelt. 

In den Staaten der ehemaligen Sowjetu- 
nion empfinden ca. 40% der russischen Bevöl- 
kerung Abneigung gegen identifizierbare Na- 
tionalitäten wie Georgier, Armenier und Äser- 
baidschaner. Dagegen bleibt der Antisemitis- 
mus nach wie vor ein Hauptpfeiler der 
ideologischen und politischen Rhetorik einer 
großen Anzahlrechtsextremer Veröffentlichun- 
gen. 

Umfragen des Institute for Jewish Af- 
fairs aus den letzten zwei Jahren zeigten bestür- 
zende Ergebnisse. In Rußland glauben 18% der 
Bevölkerung aneinezionistische Weltverschwö- 
rung, bei 24% Unentschiedenen. Auch wenn 
diese Zahl nicht alarmierend hoch erscheinen 
mag, muß sie doch mit der entsprechenden Zahl 
in den USA verglichen werden, wo ein harter 
Kern von 3 bis 4% der Bevölkerung an solche 
Thesen glaubt. 

Es sind größtenteils ältere und ärmere 
Teile der Bevölkerung, die dazu neigen, an 
zionistische Verschwörungstheorien zu glau- 
‘ben, wie beispielsweise die Menschen in Usbe- 
kistan und Kasachstan. 26% von ihnen sind der 
Meinung, daß die Juden in einem autonomen 
Gebiet im fernen Osten leben sollten. In diesen 
beiden Staaten gibt es nicht nur eine breite 
Unterstützung für die Islamic revival party (zwi- 
schen 36% und 49%), sondern auch für Pamjat 
(ca. 30%). 

Trotz der Tatsache, daß die wirtschaftliche Si- 
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tuation in Ungarn zu den stabilsten Osteuropas 
gehört, gehören romafeindliche Einstellungen 
wieder zu den am weitesten verbreiteten Vorur- 
teilen: 76% der Bevölkerung wünschen keine 
Roma als Nachbarn. Ähnliche extreme Zahlen 
gibt es in der Tschechischen Republik (85%) 
und in Polen (72%), wo die sehr sichtbare Min- 
derheit der Roma für viele ökonomische und 
soziale Probleme verantwortlich gemacht wird. 
Obwohl Schwarze und AraberInnen nur einen 
sehr kleinen Anteil der Bevölkerung ausma- 
chen, wollen 50% bis 70% der Bevölkerung sie 
nicht in ihrer Nachbarschaft haben. 


Rußland 

Seit Schirinowskis Auftreten bei den Wahlen 
vom Dezember 1993 gibtes voreilige Versuche, 
seine Bedeutung herunterzuspielen. So erhielt 
er vor 12 Monaten sechs Millionen Stimmen, 
und die wirtschaftliche Lage hat sich seitdem für 
den Hauptteil der Bevölkerung verschlechtert. 
Wie die gegenwärtige Krise in Tschetschenien 
deutlich zeigt, bleibt der Ruf nach Nationalis- 
mus als politische Lösung für ökonomische 
Probleme stark. 
Während sich Schirinowski bis zu den Präsi- 
dentschaftswahlen im nächsten Jahr ruhig ver- 
hält, verplempern andere nicht ihre Zeit. Natio- 
nalisten innerhalb der Streitkräfte drängen wei- 
terhin darauf, verlorenes Land wiederzugewin- 
nen. In den seit kurzem unabhängigen 
Republiken agitieren sie weiterhin bei den rus- 
sischen Minderheiten. Nationalisten haben dort 
ein großes Publikum, da die ethnischen RussIn- 
nen eine Rückkehr zu den alten Grenzen als 
Antwort auf ökonomischen Probleme betrach- 
ten. 

Imaußerparlamentarischen Bereich wird 
Rußland von einer Vielzahl faschistischer Orga- 
nisationenüberschwemmt. Die Schätzungen lie- 
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gen bei knapp 100; das Spektrum reicht von 
hardcore-nationalsozialistischen Gruppenbis zu 
Bewegungen, die dieneuen unabhängigen Staa- 
ten repräsentieren. Heidnische Bewegungen 
haben ebenso Zulauf wie extrem rechte christli- 
che Gruppen. 

Die größte Organisation, die 1992 gegründete 
Front der Nationalen Rettung, bestehtzwar nach 
wie vor, erlitt aber im Zusammenhang mit Schi- 
rinowskis Erfolg einen Rückschlag. Sie reprä- 
sentiert die “rot-braune” Allianz. Die größte 
Vereinigung ist nach wie vor Pamjat, die Dut- 
zende von Gruppen unter ihrer Fahne vereinigt. 
| Angesichts einer ökonomischen Notla- 
ge, die wahrscheinlich noch lange Zeit anhalten 
wird, angesichts des Fehlens einer stabilen poli- 
tischen Ordnung und angesichts verwurzelter 
Vorurteile und Rassismus bleibt die Gefahr ei- 
nes Erstarken der Rechten groß. 


Ungarn 

1994 gab es in Ungarn bei der Bekämpfung von 
Vorurteilen einige erfreuliche Entwicklungen. 
Im Juli wurde ein Gesetz über nationale Minder- 
heiten verabschiedet. Es gibt einer Reihe ver- 
schiedener nationaler und ethnischer Minder- 
heiten einen speziellen rechtlichen Status und 
soll ihnen Schutz bieten. Zur Zeit gehört die 
jüdische Gemeinde nicht zu den anerkannten 
Minderheiten; sie könnte sich aber zukünftig 

diesen Status zuerkennen lassen. 
Parteipolitisch ist die extreme Rechte in 
Ungarn verhältnismäßig schwach. Einer ihrer 
führenden Köpfe ist Istvan Csurka, der ehema- 
lige Vizepräsident des zur Zeit regierenden 
Magyar Demokrata Forum. 1993 brach er mit 
der Partei und gründete die Magyar Igazsog es 
Elet Part (MIEP - Ungarische Lebens- und Ge- 
rechtigkeitspartei). Obwohl ihre Mitgliederzahl 
mit rund 4000 klein ist, erreicht ihre Tageszei- 
tung Magyar Forum eine Auflage von 4.0000. 
Die MIEP schnitt bei den Wahlen vom 
Mai 1994 mit 1,3% sehr schlecht ab und erhielt 
keinen einzigen Parlamentssitz. Die Partei baut 
auf Gedanken von Law-and-Order, Chauvinis- 
mus und Säuberungder wirtschaftlichen Schlüs- 
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selpositionen von mindestens 6000 Personen. 
Die MIEP ist eine rassistische, minderheiten- 
feindliche Partei und strebt die Expansion Un- 
garns an. Sie erhält Unterstützung von der Be- 
wegung des Ungarischen Wesgs, die nach eige- 
nen Angaben eine Anhängerschaft von 60000 
hat. 

Eine weitere Schlüsselrolle in der unga- 

rischen extremen Rechten spielt Izabella B. Ki- 
rally, die das Magyar Demokrata Forum zur 
gleichen Zeit wie Csurka verließ. Sie ist eine 
Apologetin jugendlicher Skinheads. Sie tritt für 
einen eigenen Roma-Staat ein und will das na- 
tionalistische Bewußtsein in Ungarn vergrö- 
Bern. 
Die dritte bedeutende Figur in der ungarischen 
extremen Rechten ist Albert Szabo, der die 
Velagnemzeti Nepuralmista Part (VNP - Welt- 
nationale Volksherrschaftspartei ??? World 
National Popular Rule Party) führt. Diese Partei 
hateineüberwiegend junge Anhängerschaft und 
agitiert offen rassistisch. Obwohl sie erst seit 
dreizehn Monaten besteht, ist bereits gegen sie 
wegen Aufstachelung zum Rassenhaß und we- 
gen Verwendung verbotener Symbole ermittelt 
worden. 


Polen 

Polens extreme Rechte bleibt nach wie vor weit- 
gehend außerhalb des politischen Geschehens. 
Die wesentliche Bedrohung stellt die ständig 
gewaltbereite Naziskinhead-Szene dar. Obwohl 
die Rechten, und hier insbesondere die Skin- 
head-Organisationen, ihre internationalen Kon- 
takte intensiviert haben (Blood and Honourbau- 
te einen polnischen Zweig auf; die Dritte Inter- 
nationale Position festigte die Verbindungen 
zwischen Ost- und Westeuropa), wird 1994 ein 
Jahr sein, das sie am liebsten vergessen möch- 
ten. 

Die einzige rechtsextreme Partei, die den Ver- 
such unternimmt, über Wahlen Erfolge zu erzie- 
len, ist Boleslaw Tejkowskis Polnische Natio- 
nalgemeinschaft - Polnische Nationalpartei. 
Trotz einer behaupteten Mitgliederzahl von 
70.000 zum Zeitpunkt der letzten Wahlen kam 
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sie auf nur 0,1% der Stimmen. Tejkowski selbst 
hatte ein schlechtes Jahr, da er einem Prozeß 
wegen Volksverhetzung entgegensieht. 

Eine andere Partei, die versucht, in der 
Politik mitzumischen, ist die Polnische Natio- 
nale Front, die enge Verbindungen zu 
Schirinowskis Partei in Rußland hat. Mitglieder 
dieser Partei waren es, die kürzlich einen polni- 
schen Parlamentsabgeordneten angriffen, doch 
hat dies nur die Kampagne gegen die Organisa- 
tion verstärkt. 
Die Skinheadgruppen hatten nicht gerade ein 
glückliches Jahr. Eine der bedeutendsten Grup- 
pen, die Arische Überlebensfront, löste sich 
selbst auf, nachdem einige ihrer Führer den 
Entschluß faßten, daß sie genug davon hätten, 
mit dem Kopf gegen Wände zu rennen. Eine 
andere ausgezeichnete Entwicklung war das ste- 


tige Wachsen der antifaschistischen Bewegung | 


in Polen. Das erste landesweite Treffen antifa- 
schistischer Gruppen zur Koordinierung ihrer 
Aktivitäten fand vor ein paar Monaten statt. 


Roma 
Die Angriffe gegen Roma wurden auch 1994 
fortgesetzt. Sie wurden wieder einmal zu Sün- 
denböcken für wirtschaftliche Probleme ge- 
macht. Die öffentliche Meinung zeigt nach wie 
vor eine weit verbreitete Feindseligkeit gegen- 
über Roma. In der Tschechischen Republik be- 


fürworten 50% der Bevölkerung spezielle Ge- 


setze gegen Zigeuner, und 70% lehnen es ab, 
Tür an Tür mit Roma zu wohnen. In Ungarn 
unterstützen 40% unterschiedliche Formen der 
Diskriminierung von Roma, und 3% treten für 
eine konkrete physische Liquidierung ein. 

Die OsteuropäerInnen waren schnell 
dabei, romafeindlichen Einstellungen hinterher- 
zulaufen. In der Slowakei beschrieb Premiermi- 
nister Meciar die Roma als “antisozial, geistig 
zurückgeblieben und nicht sozial anpassungsfä- 
hig”. Auf der anderen Seite der Grenze in der 
tschechischen Republik verlangte Miroslav Sla- 
dek die Umsiedlung von Roma. 

1994 setzten sich Pogrome gegen Roma 
fort. In der tschechischen Stadt Hradec Kralcve 
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wurden Roma nach einem Skinheadtreffen aus 
der Stadt getrieben. In Rasca brannten rumäni- 
sche DorfbewohnerlInnen neun Häuser vonRoma 
nieder; Dutzende anderer Roma waren aus Furcht 
vor weiteren Angriffen gezwungen, die Gegend 
zu verlassen. 

Auch Regierungen setzen die Verfol- 
gung von Roma fort. Ein Bericht von Amnesty 
International verurteilte Folterungen von Roma 
durch Polizeibeamte. In der tschechischen Re- 
publik verloren am 30. Juni 75.000 Roma die 
Staatsbürgerschaft, nachdem sie gezwungen 
waren, sie neu zu beantragen. Sie werden jetzt 
als AusländerInnen betrachtet und sind auf be- 
fristete Aufenthaltsgenehmigungen angewiesen. 
Searchlight 1/95, Internationale Antifaschisti- 
sche Monatszeitschrift, Elektronische deutsche 
Ausgabe. Übersetzung Antifa-West - Antifa- 
schistische Initiative im Bielefelder Westen 
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Inguschetien 1992 und 
Ischtschenien 1994 


Der staatliche Ethnozid im Nordkaukasus eskaliert 


Der folgende Artikel ist die Fixierung einer Rede, die Mariam Jandiewa als Vertreterin 
des Memorial kürzlich bei einer Informastionsveranstaltung von Bündnis 90/Grüne im 
Berliner Abgeordnetenhaus hielt.Mariam Jandiewa 1953 geboren und Absolventin der 
Philologie an der Moskauer Universität. Sie lehrte russische und sowjetische Literatur 
u.a. an der Universität von Grosnij und dem Moskauer Gorkij-Institut. Autorin und 
Mitautorin einiger Bücher, u.a. des demnächst erscheinenden dreibändigen, russisch- 
sprachigen Werkes “Inguschetien und die Inguschen”. Autorin zahlreicher Artikel zu 
philologischen, sozialen und kulturwissenschaftlichen Themen. Mitwirkung bei der 
Produktion von Dokumentarfilmen. Sie ist Co-Vorsitzende der “Kaukasischen Frauen- 
vereinigung”, Vorsitzende der Gesellschaft “Memorial” in Inguschetien, Vorsitzende der 
“Rußländischen Stiftung Mitleid und Gesundheit” in Inguschetien. Ihre Mutter, ihre 
Brüder und deren Familien wurden kürzlich durch den Krieg in Tschetschenien obdach- 
los und mußten fliehen. 

Für diejenigen, die sich über den Begriff der "bolschewistisch-kommunistischen Will- 
kür'' aufregen werden, sei im Vorraus gesagt: Begriffe versuchen Erfahrungen zusam- 
menzufassen und sind am jeweiligen kulturellen Umfeld zu messen. ''"Bolschewistisch- 
kommunistisch" meinthier die konkrete sowjetische Geschichte seit 1917, wie sievonden 
kleinen Nationalitäten Rußlands erfahren wurde, den sowjetischen Imperialismus. 


31. Oktober 1992, versehen mit der Unterschrift 
des damaligen Sekretärs des Sicherheitsrates 


Tschetschenien und das benachbarte Ingusche- 
tien haben einiges gemeinsam: politische, so- 


ziale, militärische, wirtschaftliche, ökologische 
und menschliche Not. 

Was sich seit dem 11. Dezember in 
Tschetschenien abspielt, die völlige Zerstörung 
von Grosnij und seiner V ororte, die ungeheuren 
menschlichen Opfer und die vielen tausenden 
von Flüchtlinge, spielte sich 1992 bereits in 
Nordossetien, im Rayon Prigorodnij in 16 ingu- 
schetischen Dörfern ab. Dieses Gemetzel der 
russischen Soldateska war weder von der russi- 
schen, noch der Weltöffentlichkeit wahrgenom- 
men worden. 

Der Grund dafür liegt in der totalen 
Blockade sämtlicher Informationen aus derZone 
des sogenannten ossetinisch- inguschetischen 
Konfliktes im November 1992. 

In einer geheimen Entscheidung des 
Sicherheitsrates der Russischen Föderation vom 
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Skokow, werden das Presse- und Informations- 
ministerium, die Allrussische staatliche Fern- 
sehgesellschaft und die russische Teleradioge- 
sellschaft “Ostankino” verpflichtet, dafür zu sor- 
gen, daßkeinerlei Informationen aus dem Gebiet 
des ossetinisch-inguschetischen Konfliktes an 
die Öffentlichkeit gelangen. 

Der Krieg in Inguschetien 1992 war das 
blutige Vorspiel zu dem Tschetschenienkrieg. 
Es ist sehr zu bedauern, daß die Welt bis heute 
nichts vom Ausmaß der inguschetischen Tragö- 
die erfahren hat. So hat die Weltöffentlichkeit 
auch nichts von dem ersten Frost, der 1992 die 
noch junge Demokratie befiel, erfahren. 

Der allererste Versuch, mit Tschetsche- 
nien in der Sprache der Waffen zu sprechen, war 
1991, nachdem Tschetschenien seine Unabhän- 
gigkeit erklärt hatte, kläglich gescheitert. Der 
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selbstgemachte Konflikt der beiden Nachbar- 
völker, der Inguschen und Osseten 1992 war als 
klare Drohung gegenüber Tschetschenien ein- 
gesetzt worden. 

Die Bnrütalität, mit der 1992 die russi- 
sche Armee im Rayon Prigorodnij in Nordosse- 
tien gegen die Inguschen vorgegangen war, 
wird heute zehnfach in Tschetschenien ange- 
wandt. 

Ich möchte konkrete Zahlen der Mili- 
täroperation im Rayon Prigorodnij in Nordosse- 
tien im Oktober und November 1992 anführen. 
An den ethnischen Säuberungen der Ingusche- 
ten im Rayon Prigoronij in Nordossetien waren 
68 tausend Soldaten beteiligt. 1. Die Division 
“Dom” - 8.000 Soldaten 
2. Zwei Militärlehreinrichtungen - 1.500 Solda- 
ten 
3. Die Garnison Wladikawkas - 10.000 Soldaten 
4. Zwei Züge der Falschirmspringerdivision 
Pskowsk - 8.000 Soldaten 
5. Eine Sondereinheit - 3.000 Menschen 
Anden Strafaktionen - gewissermaßen im Fahr- 
wasser der russischen Truppen - beteiligten sich 
ossetische bewaffnete Einheiten: 

l. Die Panzertruppenbrigade “Ir” aus Südosse- 
tien - 6.000 Menschen 

2. Die ossetische Garde - 3.000 Menschen 

3. Die OMON-Sondertruppen des Innenmini- 
steriums von Nordossetien - 4.500 

4. Eingezogene Soldaten aus Nordossetien - 
20.000 Menschen 

5. Zwei Kassakenzüge - 4.000 Menschen. 

Und all diese Macht war gegen 65.000 
friedliche Inguscheten gerichtet, die im Rayon 
Prigorodnij lebten. Von diesen waren über die 
Hälfte Frauen, Kinder, alte Menschen. 

In der Folge dieses Gemetzels starben 
mehr als 300 Menschen. 837 Personen gelten als 
vermißt. 200 Menschen wurden als Geiseln 
genommen - und werden bis auf den heutigen 

. Tag als Geiseln festgehalten - ich habe eine 
genaue Liste bei mir. Auch jetzt, drei Jahre 
danach, sind die Versuche, sie aufzufinden und 
zurückzubringen, erfolglos. Und zwar deswe- 
gen, weil die Machthabenden in Rußland so tun, 
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als gäbe es dieses Problem überhaupt nicht. 

Der ganze Wohnraum, die ganze Infra- 
struktur, die Schulen, die Moscheen, die Fried- 
höfe der Inguscheten sind praktisch vernichtet. 
70.000 Menschen wurden Flüchtlinge. Unter 
immer wieder neuen Vorwänden verhindern die 
staatlichen Behörden nun schon das dritte Jahr, 
daß diese Flüchtlinge zurückkehren können. 
Die Flüchtlinge hausen unter sehr armseligen 
Bedingungen - in ganz kleinen Holzhütten mit 
einer Grundfläche von 7 qm. 

Die Führung des Landes hat es bis heute 
nicht für nötig gehalten, diese Strafrepressionen 
eines Volkes, das sich im Gegensatz zu Tschet- 
schenien nicht für den Austritt aus Rußland 
ausgesprochen hat, einer Bewertung zu unter- 
ziehen. 
Der kürzeste Weg für eine Pipeline aus 
dem Kaspischen Meer führt über den Nordkau- 
kasus. 1997 soll die Pipeline verlegt sein. Einer 
der Teilnehmer dieses weitreichenden Vertra- 
ges, der letztes Jahr in Baku unterzeichnet wor- 
den war, ist die russische Ölgesellschaft “Luko- 
il’ Vor diesem Hintergrund hat die Grenze 
Rußlands im Kaukasus ruhig zu sein, müssen 
die Völker des Nordkaukasus loyal gegenüber 
dem Zentrum sein. Eine unabhängige Republik 
Tschetschenien stört hier nur die Pläne von 
Moskau,das den Öltransitnach Europa gänzlich 
kontrollieren möchte. 

Nachdem die “Partei des Krieges” inder 
Führung Rußlands endgültig und nicht mehr 
umkehrbar gesiegt hat, muß der Gedanke von 
auf vertraglicher Ebene geregelten Beziehun- 
gen zu den Subjekten der Föderation, die mehr 
Selbständigkeitund Unabhängigkeit wollen, als 
begraben angesehen werden. ! 

Die alte Parteinomenklatura ın der Füh- 
rung Rußlands ist nicht in der Lage, einen zivi- 
lisierten und rechtmäßigen Dialog mit seinen 
Subjekten zu führen, denn auch die traditionelle 
Politik der Beziehungen zu den nationalen Or- 
ganen war nur eine Politik der Unterdrückung 
gewesen, der wirtschaftlichen, rechtlichen, mi- 


litärischen, etc. 
Das Bestreben, den Oltransport zu kon- 
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trollieren, der auch über das ölreiche Tschet- 
schenien führt, ist der Hauptgrund für den Krieg 
in dieser Region. Das Instrument, mit dem eine 


Republik bekämpft wird, ist wieder der Geno- - 


zid. 

Schonindenersten Dezembertagen 1994 
bewegte sich eine ganze Armada, bestehend aus 
40.000 Soldaten des Verteidigungsministeri- 
ums und des Innenministeriums mit der Unter- 
stützung von 200 Panzern und Luftlandetrup- 
pen in Richtung Tschetschenien. 

Nach tschetschenischen Angaben 
(“Tschetschen-Press”) wurden seit dem 11. 
Dezember 1994 neben Grosnij 78 weitere Ort- 
schaftender Republik bombardiertundbeschos- 
sen. Dabei starben 12.000 Menschen. Über 6.000 
sind verletzt. Bei den Kämpfen starben mehr als 
3.000 eingezogene tschetschenische Soldaten. 


Bild von der Solidaritätsdemonstration für die 
Tschetschenen in Berlin am 21. Januar 
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Die Hauptstadt Tschetscheniens, Grosnij, ist 
praktisch völlig zerstört. 

Ungefähr 100.000 Menschen aus Tschet- 
schenien sind heute Flüchtlinge. Die meisten 
von ihnen befinden sich in Inguschetien. Aber 
auch das Gebiet von Inguschetien wurde mehr- 
mals aüs der Luft bombardiert, von Panzern 
beschossen. Die russischen Soldaten, die auf 
den Straßen fahren, töten häufig vorbeikom- 
mende Fußgänger. So ist auch ein 16-jähriger 
Junge umgebracht worden. Sein Begräbnis wur- 
de zu einer großen Demonstration. 

Die Soldaten sind in der Regel betrun- 
ken. Heute sind in Inguschetien, wo offiziell 
überhaupt keine Kampfhandlungen stattfinden, 
25 Menschen aus der Zivilbevölkerung getötet 
worden, 60 sind verletzt. 

20.000 Inguscheten wurden zweimmal 
zu Flüchtlingen: das erste mal, als sie vor dem 
Genozid in Nordossetien 1992 nach Tschet- 
schenien flohen und heute, als sie vordem Krieg 
in Tschetschenien nach Inguschetien flohen. 

Warum nur wird in Rußland Genozid 
als Mittel der Innenpolitik so leicht angewandt? 

Ohne auf die Ereignisse im letzten Jahr- 
hundert eingehen zu wollen, möchte ich michan 
dieser Stelle zunächst mit der sowjetischen Pha- 
se der russischen Geschichte beschäftigen. 

Aufdem 16. Parteitag verkündete Stalin 
die Politik der Schaffung einer “neuen soziali- 
stischen Nation”. Verwirklicht werden sollte 
diese Nation durch die Schaffung eines sowjeti- 
schen Volkes und des Sowjetmenschen. Aufder 
staatlichen Ebene wurde die Politik der Denatio- 
nalisierung eines multinationalen Landes durch- 
geführt. Und so mußten die einen Völker assi- 
miliert werden, andere Völker wiederum waren 
für die Vernichtung vorgesehen. Geeignetes 
Mittel schien die Deportation zu sein, wobei 
man sich unterschiedliche Arten von Deporta- 
tionen ausdachte: versteckte und offene. Kultu- 
rellen, sozialen und ideologischen Deportatio- 
nen waren praktisch alle nationalen Minderhei- 
ten ausgesetzt. Waren Umsiedlungen vor 1944 
noch mitunter freiwillig, läßt sich dies von den 
Deportationen 1944 nicht mehr sagen. In die- 
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sem Jahr wurden Tschetschenen, Inguschen, 
Karatschaierund Balkaren iin Viehwaggons nach 
Kasachstan und Mittelasien transportiert. In der 
Sowjetzeit gab es politische, soziale und natio- 
nale Unterdrückung. Während es dank der Pere- 
strojka keine politische Unterdrückung mehr 
gibt, besteht die nationale Unterdrückung in der 
Vorstellung von der Hierarchie der Völker wei- 
ter fort. 

Dies belegen mehrere Vorträge, Emp- 
fehlungen, ja sogar Papiere, die auf der Ebene 
des Sicherheitsrates der Russischen Föderation 
erarbeitet worden sind. 

In einem dieser für den Nationalen Si- 
cherheitsrat erarbeiteten Papiere (Titel: ‘“Be- 
gründung der nationalen Politik im Nordkauka- 
sus”) wird das Modell der Nationalpolitik in 
dieser Region erläutert. 

Grundlage der Nationalitätenpolitik, so 
das Papier, sei die “Politik der Nutzung der 
interethnischen Widersprüche”. “Diese Politik 
beruht darauf, daß versucht wird, die hierarchi- 
sche Ungleichheit der Völker zu erhalten, zu 
derem Wesenes gehört, daß ein Volk auf Kosten 
anderer Völker Privilegien erhält und so eine 
Elite entsteht, die am Status Quo interessiert ist. 
Bei territorialen Konflikten ist das Zentrum 
gezwungen, eine der beiden Seiten zu unterstüt- 
zen. Hierbei darf es sich nicht um einen Aus- 
gleich der Interessen der Völker oder um eine 
gerechte Lösung der Streitigkeiten bemühen, es 
muß vielmehr die Stärkung seiner Positionen 
anstreben..... Im Rahmen dieser Politik ist das 
Zentrum nicht an der Beendigung der intereth- 
nischen Konflikte, sondern ihrer Aufrechterhal- 
tung interessiert.” 

Auch die Wissenschaften spielen hier 
mit, Historiker, Soziologen, Philosophen, Poli- 
tologen. Dadurch bekommt das ganze System 
den Anstrich wissenschaftlicher Beweise. 

Der Mythos, nur die Russen hätten den 
Sieg des 2. Weltkrieges errungen, wird neben 
anderen Mythen, sorgfältig gepflegt. Völlig 
willkürlich gezogene Grenzen, die Erniedrigung 
aller nichtrussischen Völker, das hartnäckige 
Festhalten der Vorstellung von der angeblichen 
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sie seit mehrere 


Minderwertigkeit der nichtrussischen Völker, 
der immer wieder angefachte Haß zwischen 
Völkern, das Spiel mit der “Karte des islami- 
schen Fundamentalismus”, mit dem Feindbild 
des aggressiven Moslems, der jeden Anders- 
denkenden umbringen will, all das sind die 
“Errungenschaften” der kommunistischen Na- 
tionalitätenpolitik. 

Während die Kommunisten den kolo- 
nialistischen Charakter der Expansion als an- 
geblich “freiwilligen Beitritt” in das Imperium 
kaschiert haben, wird jetzt auf staatlicher Ebene 
eine imperialistische Kolonialpolitik der Zäh- 
mung und Vernichtung von ganzen Völkern, die 
ihren politischen Willen in der Forderung nach 
Unabhängigkeit artikulieren, deklariert und mit 
Strafmethoden durchgeführt. Tschetschenien ist 
hierfür das beste Beispiel. Die Form der Russi- 
schen Föderation ist heute eine Staatsstruktur 
von neokolonialistischem Typ. Alle nichtrussi- 
schen Völker (siehe hierzu insbesondere Aussa- 
gen von Herrn Schumejko) leben demnach an- 
scheinend nicht auf ihren Territorien. Nach 
Auffassung der obersten Machthabenden müs- 
sen die eingeborenen Völker auf das natürliche 
Recht auf Heimat und Territorium verzichten. 
Als Antwort darauf ist der tschetschenische 
Krieg eine typische nationale Befreiungsbewe- 
gung. 
Die imperiale Politik Rußlands macht 
aus politisch-territorialen, politische-wirtschaft- 
lichen Konflikten interethnische Kämpfe und 
Kriege. 

Die Völker Rußlands kämpfen in unter- 
schiedlichen Formen - Tschetschenien ist nur 
die radikalste Erscheinungsform - gegen die 
bolschewistisch-kommunistische Willkür, die 
n Jahrzehnten nun schon leid 
sind. 
Die zentralen Machthaber halten sichan 
der unvollendeten Russischen Verfassung fest, 
nutzen sie als Strafknüppel. So hat die Initiative 
der Führer der Wolgaanrainer nach den Ereig- 
nissen in Tschetschenien bei den zentralen 
Machthabern den Großmachtszorn hervorgeru- 


fen. 
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Für die allgemeine Ermüdung vor dem 
russischen Imperium spricht auch der Umstand, 
daß Tschetschenien in seinem antikolonialisti- 
schen, nationalen Befreiungskampf nicht nur 
von moslemischen Völkern unterstützt wird. 

Die Einheit des russischen Staates läßt 
sich nur unter einer Bedingung wahren: die 
Rechte der Ethnien - unabhängig von ihrer Zahl 
- aufihr Haus, ihren Namen, ihre Kultur müssen 
gewährt werden, sie müssen von der russischen 
Gemeinschaft und der Weltgemeinschaft aner- 
kannt und geschätzt werden. Wird dieses Recht 
"anerkannt, unabhängig von ihrer zahlenmäßi- 
gen Größe, werden sie zu Subjekten der Födera- 
tion, nicht fiktiven, sondern echten. 

Ich möchte zum Schluß kommen. Ich 
bin Vertreterineinernationalen Minderheit. Mein 
Volk ist in diesem Jahrhundert zweimal Opfer 
von Repressionen gewesen: 1944 und 1992. Ich 
bin als Umsiedlerin geboren worden. 14 Jahre 
lang mußten sich meine Eltern jeden Monat 
einmal bei den Behörden Mittelasiens melden. 

Es ist reiner Zufall, daß ich dem tragi- 
schen Schicksal, das viele andere gequälte und 
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ermordete Frauen der Region Prigorodnij 1992 
erleiden mußten, entging. Ihre einzige Schuld 
war, daß sie Inguschetinnen sind. ö 

Das Haus meiner Eltern in Grosnij ist 
zerstört. Meine Mutter, meine Brüder und deren 
Familien mußten fliehen. Ich habe große Angst 
um das Leben meiner drei Kinder, die in einem 
der Kriege in unserem Land ums Leben kom- 
men können, ein Land dessen Bürgerin ich bin. 

Aus dem Russischen: Bernhard Clasen 
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 Blutbad in Ischetschenien: 
Ursachen und Folgen 


Während der Zeit, in der wir diesen Artikel 
schreiben, werden im Nordkaukasus sehr wahr- 
scheinlich etliche Dutzend Menschen getötet 
oder verstümmelt. Mütter werden wegen ihres 
unendlichen Kummers aufschreien; niemand 
kann ihnen ihre Söhne und Töchter zurückge- 
ben. Viele Frauen werden Witwen werden und 
viele Kinder Waisen. Es gibt bereits Tausende 
Tote und Verwundete, Kranke und Heimatlose. 
Und da sind Hunderttausende, für die der Horror 
der Luftangriffe, die Qualen ihrer Kameraden 
und die Notwendigkeit auf Menschen, die Bür- 
ger des eigenen Landes sind, zu schießen, ein 
Teil ihres täglichen Lebens wurde. Auf der 
einen Seite dieses Konfliktes stehen einige tau- 
send Kämpfer und Hunderttausende friedferti- 
ger Zivilisten. Auf der anderen Seite stehen 
mehrere Divisionen russischer Truppen, dieüber 


Hunderte Panzer, Flugzeuge und gepanzerte 


Truppentransporter verfügen. Fast ein Monat 
sinnlosen Blutvergießens... Das ist erschrek- 
kend und unmoralisch, monströs und schänd- 
lich. 

Doch wir müssen mehr tun, als nur 
unsere Entrüstung und unser Mitleid zu zeigen. 
Wir müssen verstehen, was passiert, warum €S 
passiert und wer die Schuld daran trägt. Wir 
müssen verstehen, was getan werden kann und 
muß und wer eine Wiederholung und Ausbrei- 
tung von Bruderkriegen verhindern kann. 

Die Gründe für diesen sinnlosen Krieg 
an Rußlands Südgrenze - einem Krieg, der jetzt 
zum Epizentrum der Schmerzen und Qualen 
unseres Heimatlandes wurde - liegen sehr tief. 

Rußland hat schon lange Zeit den Weg 
des Blutvergießens und der offiziellen Willkür 
beschritten. Angefangen 1993 mit dem Zusam- 
menschlagen von Demonstranten in Moskaus 
Straßen, legte die Jelzin-Administration schließ- 
lich jede Zurückhaltung ab. Sie trat die Verfas- 
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sung im Oktober desselben Jahres mit Füßen 
und trieb das Parlament nicht nur auseinander, 
sondern beschoß es mit Panzerartillerie und 
Maschinengewehren. Panzer auf den Straßen - 
wir haben das schon erlebt, ein Jahr zuvor. Die 
Hintermänner dieser Episode waren dieselben 
Jelzin, Gratschow, Jerin und Co., die jetzt das 
Blutbad in Tschetschenien steuern.-Damals hat- 
ten sie jedoch noch einige Leute bei sich, die 
jetzt ihre Sehkraft wiedergewonnen zu haben 
scheinen - Menschen wieJegorGaidarundGleb 
Jakunin. Auch Sergej Kowaljow, der heute ei- 
nen aufrichtigen Heroismus beim Verteidigen 
der Menschenrechte in Tschetschenien zeigt, 
sah im Oktober 1993 passiv zu, als Hunderte 
schutzloser Moskauer BürgerInnen ermordet 
sowie Abgeordnete inhaftiert und verprügelt : 
wurden und Polizisten ihre Mitbürger brutal 


“ zusammenschlugen... 


Damals wie heute war die Gewalt kein 
Zufall. Die Verantwortlichen in Rußland verfol- 
gen sozioökonomische und geopolitische Stra- 
tegien, die kaum mit Hilfe friedlicher, demokra- 
tischer Methoden in die Praxis umgesetzt wer- 
denkönnen. Dasssinddie Strategien des “Schocks 
ohne Therapie”, aus denen die jähe Abnahme 
der Produktion, die Desorganisation der Wirt- 
schaft, die Korruption der Regierung, legalisier- 
te Willkür sowie der erschreckende Anstieg der 
Kriminalität resultieren. Können ein Präsident 
und eine Regierung, die unfähig sind, in ihrem 
eigenen Haus ein minimales Maß an Ordnung 
durchzusetzen, diese in Tschetschenien oder 
anderswo “wiederherstellen”? Überrascht es, 
daß die Menschen in Rußland einen anderen 
Weg einschlagen wollen als den der Inflation, 
des Verfalls und der Desorganisation, die so 
typisch sind für Jelzins Rußland? Und was ist 
mit der Verarmung der Mehrheit der arbeiten- 
den Menschen, weil die soziale Ungleichheit 
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ständig zunimmt? Ja, wir können heute einen 
Anstiegderdurchschnittlichen Realeinkommen 
beobachten, nachdem sie 1992 stark zurückge- 
gangen waren. Aber diese “Normalisierung” 
erinnert an die “normale” durchschnittliche 
Körpertemperatur von Patienten eines Kran- 
kenhauses: Ein Patient ist bereits gestorben, 
während sich ein anderer in hohem Fieber hin- 
und herwirft; ihre Durchschnittstemperatur ist - 
normal! So sieht es aus in unserem Land. Die 
“neuen Reichen” in Rußland sind aufgeblasen 
vor Wohlstand, und sie'sind die lebenden Le- 
genden unter den großen Verschwendern des 
internationalen Parketts geworden. Inzwischen 
sehnen sich die “neuen Armen”, zu denen beina- 
he die Hälfte der Bevölkerung zu rechnen ist, 
nostalgisch nach der Breschnew-Ära zurück, 
die bis vor kurzem noch als Zeit des geringen 
Lebensstandards verdammt wurde. Wie könnte 
es der Politik des jetzigen Regimes da mißlin- 
gen, bei den Bürgern Entrüstung und bei den 
Herrschenden Gewalt hervorzurufen? 


ARE RE TE DENE TREE 


Neue Nationalitätenpolitik 


Und was ist mit der Regierungspolitik zur natio- 
nalen Frage? Als Jelzin dabei war, Gorbatschow 
zu verdrängen, teilte er den Republiken der : 
Russischen Föderation mit: “Nehmt Euch soviel 
Souveränität wie möglich!” Nachdem er die 
Macht erlangt hatte, wurden die Schrauben an- 
gezogen, und jeder Versuch, Unabhängigkeit zu 
verwirklichen, wurde mit dem Feuer automati- 
scher Waffen erwidert. Wie sollen das die Na- 
tionalitäten und ethnischen Gruppen Rußlands 
bewerten? Als eine neue Lüge des “Zentrums”? 
Diese Frage hat rrhetorischen Charakter, weildie 
Macht in Rußland heute bei Kräften liegt, die 
von Instabilität, Desorganisation, ungerechten 
Herrschaftsmethoden und Gewalt profitieren. 
Diejenigen, die diese Kräfte bilden, sind die 
“neuen Russen”, die, anders als “normale” west- 
liche Unternehmer, nicht mit stabilen Profiten 
von 10-20% zufrieden sind, sondern schnelle 
Bereicherung anstreben. Ihre Ziele sind Profit- 
raten von Hunderten von Prozent im Jahr sowie 
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Das Lenin-Mausoleum, Symbol der untergegangenen Sowjetmacht - hier im Jahre 1990 ist 
mittlerweile geschlossen und hat keine Ehrenwache mehr 
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eine starke Konzentration und Zentralisierung 
von Kapital, die mitnichtökonomischen Mitteln 
wie Spekulation, Korruption und Gewalt er- 
reicht werden sollen. Diese Leute ziehen ihren 
Nutzen aus einer Atmosphäre von Willkür und 
Zwang.(l) 

Einen anderen Teil dieser Kräfte stellen 
korrupte Bürokraten, die ihre Privilegien und 
Bestechungsgelder nur in einem Zustand der 
Gesetzlosigkeit und des institutionalisierten 
Chaos erhalten können. Das Ausmaß dieser 
unerlaubten Gewinne spottet jeder Beschrei- 
bung. Boris Fedorow, einst Finanzminister der 
Regierung Gaidar, entfuhr es einmal, daß der 
Marktwert der Datschen, Jagdhütten und ande- 
ren Besitzungen, die dem Präsidenten zur Ver- 
fügung stehen, nahezu 1 Milliarde Dollars be- 
trägt - das entspricht den gesamten Geldern, die 
uns von der internationalen Gemeinschaft als 
Kredite in Aussicht gestellt wurden. Die Kosten 
für den Zaun, den man kürzlich um den Regie- 
rungssitz Zog, entspricht dem Preis, für den zur 
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selben Zeit ein großer sibirischer Öl- und Gas- 
Komplex verkauft wurde... 

Unglücklicherweise findet in den auto- 
nomen Republiken und Regionen Rußlands 
ähnliches statt. Die Macht, die Dudajew ausübt, 
ist da ein kleiner Ausschnitt des Spiegels, der 
unsere wichtigsten Probleme wiedergibt. In 
Tschetschenien finden wir den gleichen gerin- 
gen Grad an Legitimität (vor 3 Jahren löste 
Dudajew, mit Moskauer Unterstützung, sein 
eigenes Parlament auf). Wir sehen die gleiche 
massive Desorganisation der Wirtschaftunddes 
sozialen Lebens, die gleiche Dominanz allmäch- 
tiger Mafia-Clans sowie Unwillen und Unfähig- 
keit, die Differenzen zwischen herrschenden 
Gruppen und der Opposition mittels demokrati- 
scher Methoden zu lösen. Und natürlich sind da 
die Waffen: Panzer, Artillerie, Maschinenge- 
wehre in Massen. Größtenteils sindes russische, 
teilweise übergeben an die tschetschenischen 
Behörden, zum Teil verkauft oder getauscht von 
unserer Armee... 


Zi 


Ja, wir haben heute eine herrschende 
Schicht, die nichtendenwollende bewaffnete 
Konflikte unvermeidbar findet. Je grausamer 
sich Jelzins Zentrum verhält, desto größer ist die 
Welle des lokalen Separatismus. Je stärker der 
Nationalismus der russischen Grenzländer, de- 
sto machtvoller werden die Ausbrüche des groß- 
russischen Chauvinismus im Zentrum, und de- 
sto realer wird die Gefahr eines autoritären, 
halb-faschistischen Regimes in unserem Land. 


Wer stützt Jelzin? 

Mit den Entwicklungen in Tschetschenien hat 
sich diese Tendenz voll gefestigt. Wer sind die 
Leute, die Jelzin heute unterstützen? Schirinows- 
ki, berüchtigt für die Forderungnachdem‘“‘ Schlag 
gegen den Süden” (eine expansionistische Poli- 
tik, die auf die Bildung eines “großrussischen 
Reiches” abzielt), und Barkaschow, der Führer 
der halb-faschistischen Organisation Russische 
Nationale Einheit. Hinzu kommen einige chauvi- 
nistische Patrioten, ebenso frühere Mitglieder aus 
Jelzins Administration und Regierung. Und das 
sind alle. Gaidar und seine Kollegen kehrten dem 
Präsidenten den Rücken. Das ist kein Zufall. Vor 
vier Jahren riefen wir: “Jelzin ist keine Alternati- 
ve. Er ist nur die Fußbank für den Aufstieg von 
Schirinowski und Co.” Dann vor einem Jahr, 
nach den blutigen Ereignissen vom Oktober, be- 
gann der Präsident offen den Mantel des russi- 
schen Chauvinismus anzuprobieren und sich 
Vokabularund Slogans der ProchanowsundSchi- 
rinowskis auszuleihen. Man mußte nur noch dar- 
auf warten, wann Jelzin seinen eigenen “Schlag 
gegen den Süden” versuchen oder gegen eine 
nichtexistente “jüdisch- freimaurerische Ver- 
schwörung” kämpften würde. Der erste Aus- 
bruch kam mit Tschetschenien. Aber Rußland 
und seine Armee sind so verfallen, daß statt dem 
Hammerschlag einer Großmachtfaust nur das un- 
beholfene Tasten fetter, blindgespreizter Finger 
zu beobachten ist. 

Ergebnis waren die Leichen junger Män- 
ner, die in russischen und tschetschenischen Uni- 
formen steckten; die Leichen tschetschenischer 
und russischer Kinder und alter Menschen... 
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Kritik am Krieg 
Und was ist mit der “Zivilgesellschaft”’? Ge- 
rechterweise muß man feststellen: die Mehrheit 
der russischen politischen Organisationen kriti- 
sierten den Konflikt, allerdings auf unterschied- 
liche Weise, fast von Anfang an. Gaidar und 


seine Verbündeten von der Partei Rußlands 


Wahl, bis vor kurzem des Präsidenten bekannte- 
ste Unterstützer, prangern den Krieg (aus unse- 
rer Sicht) nur an, um sich von einer offensicht- 
lich verheerenden Kampagne ihres früheren 
Helden zu distanzieren. Dierechten, am Westen 
orientierten Liberalen - durch einen Präsidenten 
von der Macht verbannt, der sich selbst zuneh- 
mend dem russischen Nationalismus und chau- 
vinistischem Großmachtdenken zuwendet- ent- 
schieden sich dafür, den Versuch einer unab- 
hängigen Politik zu unternehmen, die darin be- 
steht, den Präsidenten zart und sanft zu treten 
(aber nicht so hart, daß er fallen könnte). Inzwi- 
schen spielen sogar moralische Bedenken (war- 
um soll man sich nicht an sein Gewissen erin- 
nern, wenn es keine Gefahr für sein Prestige und 
Kapital bedeutet?) eine gewisse Rolle. Als Er- 
gebnis sprachen sich Gaidar und seine Verbün- 
deten, die noch im Oktober 1993 für den Einsatz 
von Panzern waren, um Moskau zu “befrieden”, 
gegen die Entsendung von Panzern nach Grosny 
im Winter 1994/95 aus. 

Die Zentristen (Jawlinski und seine 
Mitstreiter) nahmen eine viel entschlossenere 
Haltung ein. Sie kämpfen durchweg sowohl 
gegen den Krieg als auch gegen die Eigenmäch- 
tigkeit des Präsidenten und seiner Administrati- 
on. Die Mehrheit der Menschenrechtsorganisa- 
tionen, einschließlich der Bewegung für Demo- 
kratie und Menschenrechte in Rußland, Memo- 
rial und andere, nahmen einen ähnlichen 
Standpunkt ein. Unter den aktivsten Einzelper- 
sonen war der o.g. Sergej Kowaljow, Jelzins 
Kommissar für Menschenrechte. Nachdem er 
einige Wochen in Grosny zubrachte und nach 
Moskau zurückkehrte, vollbrachte Kowaljow 
eine großes Werk, indem er den Bürgern Ruß- 
lands und der ganzen Welt die Wahrheit über 
Tschetschenien mitteilte. 
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Sozialdemokratische Parteien nahmen 
eine ziemlich zweideutige Haltung zu dem Kon- 
flikt ein. Auf der einen Seite forderten sie dazu 
auf, die Integrität Rußlands zu erhalten, und auf 
der anderen Seite plädierten sie für die Notwen- 
digkeit, die Menschenrechte zu verteidigen. Im 
Gegensatz hierzu vergaß (Gott sei Dank!) die 
Kommunistische Partei der Russischen Födera- 
tion ihre gewöhnliche Großmachtrhetorik. 
Plump verdammten sie den Krieg und die Ver- 
antwortlichen für die massive Zerstörung und 
große Zahl der Verluste. 

Die relativ kleinen demokratischen so- 
. zialistischen Tendenzen, wie die Vereinigung 
der Internationalisten, die Partei der Arbeit und 
die Russische Partei der Kommunisten waren 
extrem aktiv. Füruns (die Autoren befinden sich 
unter den Aktivisten der Bewegung) war die 
Organisation von einem Dutzend Kundgebun- 
gen, Demonstrationen und Podiumsdiskussio- 
nen sowie die Veröffentlichung von Presseer- 
klärungen und die Zusammenarbeit mit Vertei- 
digern der Menschenrechte eine Sache:des Ge- 
wissens und Bürgerpflicht. Es ist bezeichnend, 
daß die erste Antikriegskundgebung im Zen- 
trum Moskaus, die am 10. Dezember kurz vor 
der ersten großangelegten Militäraktion statt- 
fand, von der demokratischen Linken organi- 
siert worden war. Der springende Punkt ist 
natürlich nicht, wer zuerst aktiv wurde. Viel 
bedeutender ist die Tatsache, daß praktisch alle 
wichtigen politischen Kräfte des Landes, mit 
Ausnahme der rechten Nationalpatrioten, auf 
einer Seite der Barrikade standen. Auf der ande- 
ren Seite befand sich der Block von Jelzin, 
Schirinowski und Barkaschow. 

Die Kriegsgegner waren aber weit von 
einer Übereinstimmung über ein Bündel von 
Forderungen für die Lösung des Konfliktes ent- 
fernt. Einigkeit bestand darin, daß alle für ein 
Ende der Bombardements und der Militäraktio- 
nen eintraten und die Forderung nach Eröffnung 
von Verhandlungen unterstützten. Aber jenseits 
dieser Punkte tauchten Meinungsverschieden- 
heiten auf. Die Gaidaristen lehnten prinzipiell 
den Ruf nach dem Rücktritt des Präsidenten ab, 
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während viele der Sozialdemokraten diese For- 
derungeinfach “vergaßen”. DemokratischeLin- 
ke forderten den Rückzug der russischen Streit- 
kräfte aus Tschetschenien und daß die russische 
Regierung das Recht der Tschetschenen respek- 
tieren solle,unabhängigund auf demokratischer 
Basis zu entscheiden, ob sie in der russischen 
Föderation verbleiben wollen, und wenn ja, mit 
welchem Grad an Autonomie. Jedoch erhielt 
diese Forderung nur geringe Unterstützung. Viele 
Rechte argumentierten, daß eine schnelle und 
professionelle “Polizeiaktion” in Tschetscheni- 
en wünschenswert wäre. Sie wandten sich weni- 
ger gegen das Ausmaß, sondern mehr gegen die 
geringe Professionalität der Armee-Einsätze. 

| Diese Unterschiede überraschen nicht. 
In unserem Land erfreuen sich die Anwälte 
eines “starken Staates” und Unterstützer von 
“Großmacht”-Konzepten einer zunehmenden 
Popularität. In der Innenpolitik setzen sich diese 
Leute für Strategien der freien Marktwirtschaft 
zusammen miteinem gemäßigtautoritären Staat 
und starken Polizeikräften ein. In der großen 
Welt ziehen sie eine expansionistische Geopoli- 
tik unterstützt von “patriotischer” Ideologie vor. 
Es gibt Grund zu der Befürchtung, daß im Falle 
einer “professionellen” Kriegsführung in Tschet- 
schenien, wenn das Töten also schnell und ge- 
räuschlos vonstatten ginge, allein die demokra- 
tische Linke und einige Menschenrechtsaktivi- 
sten sich gegen den Krieg ausgesprochen hät- 


ten... 


Ein Verbrechen 

Der Krieg geht weiter. Jede Stunde jeden Tages 
kostet er weitere Menschenleben. Aber der 
Kampf gegen den Krieg geht ebenso weiter. Die 
Bürger Rußlands beginnen mehr und mehr zu 
verstehen, daß die Schlächterei in Tschetscheni- 
en ein Verbrechen ist, dessen Konsequenzen 
unsere Autoritäten für lange Zeit auf dem Ge- 
wissen haben werden, ein Verbrechen, dessen 
Übel allen Völkern in Rußland eine Warnung 
ist. 

Der Krieg ist ein Verbrechen im morali- 
schen Sinne. Niemand kann die Toten zurück- 
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bringen, die Krüppel heilen oder die zerstörten 
Familien und Häuser wiederherstellen. Mit 
Schmerz, Schuld und der Bürde der Rache wird 
dieser Krieg auf den Seelen der Menschen lasten 
und die Saat von Rassenhaß, Nationalismus und 
Separatismus säen. 

Dieser Krieg ist auch ein politisches 
Verbrechen. Er stärkt die Autorität von Duda- 
jew und seinen Unterstützern, die weit davon 
entfernt sind, eine demokratische, mitdem Volk 
verbundene Kraft zu verkörpern. Der Krieg 
verstärkt separatistische Tendenzen nicht nur in 
Tschetschenien, sondern überall in Rußland. Er 
verschärft eine sowieso schon konfliktbeladene 
Situation. Weiter diskreditiert der Krieg unsere 
Armee, die bereits durch Strafaktionen gegen 
ihreigenes Volk beschmutzt ist. Dieser Kriegist 
auch ein ökonomisches Verbrechen. Milliarden 
und Abermilliarden Rubel wurden bereits für 
sinnloses Morden ausgegeben. Die Kosten be- 
wegen sich tatsächlich in den Billionen. Die 
schon hohe Inflation fängt an, sich zu verschär- 
fen, und es gibt erste alarmierende Zeichen auf 
den Geldmärkten. Die Budgets für Gesund- 
heitsvorsorge und Kultur werden schon zusam- 
mengestrichen (militärische Erfordernisse!). Es 
ist bereits absehbar, daß der “realistische” Etat 
für 1995 neuberechnet werden muß, was neue 
Einsparungen im eh schon knapp gehaltenen 
sozialen Bereich mit sich bringt. Zudem zieht 
sich die erstickende Schlinge von Inflation und 
wirtschaftlichem Zusammenbruch weiter zu. 

Dieser Krieg ist einfach ein Verbrechen 
Die Solidaritätder Menschen in Rußland und im 
Ausland ist heute wichtiger denn je. Es ist not- 
wendig, die eigene Gleichgültigkeit zu über- 
winden und “Nein” zu sagen zum Krieg und den 
dafür Verantwortlichen. Dies müssen zum Bei- 
spiel Armeeangehörige tun, indem sie sich wei- 
gern, illegale Befehle zu befolgen. Zivilisten 
müssen an Protesten in ihrer Nachbarschaft, 
ihren Dörfern und ihren Arbeitsplätzen teilneh- 
men. Politiker müssen um des Friedens willen 
wenigstens zeitweilig ihren kleinlichen Fraktio- 
nismusüberwinden. Die Weltöffentlichkeit muß 
verstehen, daß die Ermordung vieler tausend 
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Menschen wedereine “Polizeiaktion” noch eine 
“interne Angelegenheit Rußlands” ist, sondern 
ein Verbrechen an der Menschlichkeit. 
' Wenn wir das Morden stoppen können, 
wenn wir lernen, gemeinsam gegen so offen- 
sichtliche Verbrechen der Herrschenden zu 
kämpfen _ wenn daserreicht werdenkann, dann . 
waren die Leiden und Opfer dieses Winters in 
Tschetschenien zumindest. nicht völligumsonst. 
Alexander Buz- 


galin, Andrej Kolganow 


. Alexander Buzgalin ist Mitglied des Rates der 


Partei der Arbeit, Andrej Kolganow ist Mitglied 
des Organisationskomitees der Union der Inter- 
nationalisten. Beide sind führende Mitglieder 
des Komitees für Menschenrechte und Demo- 
kratie. 

Übers.: Renfrey Clarke, Geronimo B. 
Abdruck aus “Inprekorr” 280 (Internationale 
Pressekorrespondenz). 


(1) Es gibt sicherlich einen Sektor der russi- 
schen Privatwirtschaft, der die “einfache Kapi- 
talakkumulation” bereits durchgeführt hat. In 
diesem Sektor ist ein Punkt der Konzentration 
von Reichtum erreicht, an dem Stabilität wich- 
tiger wird als die rasche weitere Bereicherung. 
Das erklärt, warum einige der rechten Parteien, 
die zunächst stillschweigend ihre Zustimmung 
zu einer “Polizeiaktion” in Tschetschenien ge- 
geben hatten, sich dann gegen eine Eskalation 
des Krieges wandten. Sie brauchen Stabilität 
und Ordnung und nicht das Chaos eines schlecht 
geführten Konfliktes. 
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Kriegsdienstverweigerung 
in Rußland 


Legalisierung am langen Arm postkommunistischer 
Machthaber 


Mit der sowjetischen Kampagne von Glasnost 
(Offenheit) und Perestroika (Umgestaltung) Mitte 
der achtziger Jahre wurden Freiheitsglöckchen 
eingeläutet. Offenheit durch Enttabuisierung 
gesellschaftlicher Themen ließen schließlich auch 
Hoffnungen und Forderungen nach Wiederein- 
führung eines gesetzlichen Rechts auf Dienst- 
verweigerung fürdas Militär heranwachsen. Der 
folgende Beitrag behandelt die Entwicklung der 
parlamentarischen KDV-Legalisierung seit 1990 
bis zur 1. Lesung des Gesetzentwurfs “Über 


. Alternativen Zivilen Dienst” im Parlament der 


Russischen Föderation, der Staats-Duma”, am 
14. Dezember 1994. 


Keine Zukunft ohne Vergangenheit 
Das moralische Recht christlicher Militärdienst- 
verweigerer fand schon im zaristischen Rußland 
eine gesetzliche Schutzgarantie. In der Nachfol- 
ge erließ die Regierung der UdSSR das Dekret 
“Über die Freistellung vom Militärdienst aus 
religiösen Überzeugungen” vom 4. Januar 1919, 
Erstunterzeichner: Lenin. 

In den zwanziger Jahren wurde dieses Recht 
stetig gesetzlich eingeschränkt, bis es bei der 
ersten Verfassungsgebung der UdSSR 1937 
vollständig beseitigt war. Die Staatsmacht hatte 
ihren Repressionsapparat in einem totalitären 
Gesellschaftssystem etabliert. 

Die Erfahrung von Millionen von Opfern des 
Stalinismus in- und außerhalb der GULasgs sind 
tiefgehend in das Denken und Fühlen der Bevöl- 
kerung eingedrungen. Befürchtungen und Äng- 
ste über die mögliche Rückkehr zu derartigen 
Verhältnissen erscheinen wie ein böser Geist der 
mit einem Fuß in der russischen Gegenwart 
steht. Zahllose Militärdienstverweigerer Wur- 
den verfolgt und in Zwangsarbeitslager ver- 
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bannt. Für viele dieser Menschen eine Reise 
ohne Rückkehr. Sie starben hier für ihre Über- 
zeugungen an Entkräftung, Hunger und Krank- 
heiten. (1) 


KDV Legalisierung oder: Mit Beton & 
Rauchwolke in das 21. Jahrhundert?! 
“Die Einführung des Rechtes auf Kriegsdienst- 
verweigerung in unserem Land scheint uns ein 
wichtiger Schritt zu sein zur Erhaltung des Frie- 
dens, zur Humanisierung und Entmilitarisie- 
rung der Gesellschaft, sowie zu einem neuen 
politischen Denken, in dem kein Platz mehr ist 
für Kriege, Feindschaftund Gewaltanwendung”, 
forderte 1988 die sowjetische Bürgerrechtsor- 
ganisation “Vertrauen Ost-West”. Doch erst im 
Frühjahr 1990 wurde der erste Gesetzentwurf 
diesbezügliche vom Obersten Sowjetder UdSSR 
ausgearbeitet. Die (Transnationale) Radikale 
Partei in Moskau reagierte mit einem eigenen 
Gesetzentwurf am 28. August 1990. Im Herbst 
1990 war die Verabschiedung eines Gesetzent- 
wurfes im Parlament nicht zu erwarten wegen 
der Vorgänge um Gorbatschow und dem Wider- 
standdes Verteidigungsministeriums gegen eine 
Legalisierung der KDV. Parallel zu dieser Hal- 
tung vertrat nach außen hin der Verteidigungs- 

minister Dimitry Jasov folgende Position: 
a)Waffenloser Dienst in Einheiten der Armee. 
b) Beschränkung der KDV aufreligiöse Gewis- 


sensgründe. IR 
c) Beweispflicht von KDVern für ihr 


benshaltung. 

Mit diesen inhaltlichen Positionen wurde naht- 
los angeknüpft an das Dekret vom 22. April 
1918 über die obligatorische militärische Aus- 
bildung: “Personen, deren religiöse Überzeu- 
gung die Anwendung von Waffen nicht zuläßt, 


e Glau- 
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werden lediglich zur Ausbildung auf solchen 
Gebieten herangezogen, die nicht mit der Hand- 
habung von Waffen verbunden sind”. Die Dop- 
pelstrategie wurde vom Verteidigungsministe- 
riumbis 1994 vertreten, obwohlnach dem Staats- 
streich im Herbst 1991 Jasov abgesetzt und 
inhaftiert wurde. 

Im Mai 1991 war eine Petition zur KDV-Lega- 
lisierung an Sergej Kowaljow gerichtet worden, 
Gulag-Überlebender und damals Vorsitzender 
des Obersten Sowjet (heute Vorsitzender vom 
Ausschuß für Menschenrechte beim Präsiden- 
ten der Russischen Föderation). Diese Petition 
wurde an den Parlamentarischen Ausschuß für 
Jugendangelegenheiten verwiesen, der eine sie- 
benköpfige Arbeitsgruppe zur Erstellung eines 
Gesetzentwurfes einsetzte. 

Am 1. Oktober 1991 fand die erste Sitzung der 
Arbeitsgruppe statt. Zu den Mitgliedern von 
regierungsunabhängigen Organisationen 
(NGOs) zählten Alexander Kalinin von der Ra- 
dikalen Partei und Alexander Pronozin, KDVer, 
Mitglied der Radikalen Partei und der War Re- 
sisters International. Themenschwerpunkt bil- 
deten Fragen zu den Anerkennungsmodalitäten 
für KDVer zur Gewährung eines Alternativen 
Dienstes. Einige Teilnehmer machten Vorschlä- 
ge für die Schaffung von KDV-Prüfungsaus- 
schüssen. Pronozin argumentierte, daß eine for- 
melle Erklärung des Antragstellers für eine 
Anerkennung hinreichend sei. Kalinin forderte, 


daß ein Alternativer Dienst vollständig unab- 


hängig vom Militär sein muß. Ende 1991 lag der 
Gesetzentwurf zur Vorlage beim Ausschuß für 
Jugendangelegenheiten bereit. Sergey Stepa- 
schin, damaliger Vorsitzender vom Ausschuß 
für Verteidigung (heute: Vorsitzender für Ge- 
genspionage) befürchtete die Einführung eines 
Gesetzes und organisierte Widerstand dagegen. 
Der Ausschuß für Jugendangelegenheiten und 
der Ausschuß für Verteidigung entschieden, 
ohne die Arbeitsgruppenmitglieder von der Zu- 
sammenkunft zu informieren, deren Gesetzent- 
wurf abzulehnen und einen neuen Gesetzent- 
wurf vorzulegen. 

Am 21. April 1992 trat die neue russische Ver- 
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fassung in Kraft mit dem Artikel 45: “Jeder 
Bürger der Russischen Föderation, der den Mi- 
litärdienst aus Überzeugungsgründen ablehnt, 
muß Alternativdienst leisten. Genaueres regelt 
ein Gesetz”. Am 12.12.1993 wurde die Verfas- 
sungsreform angenommen, in der es in Artikel 
59, Absatz 3 heißt: “Ein Bürger der Russischen 
Föderation hat das Recht auf den Austausch des 
Militärdienstes durch einen alternativen Dienst, 
wenn seine Überzeugungen oder sein Glaubens- 
bekenntnis der Ableistung des Militärdienstes 
entgegenstehen und auch in anderen Fällen, die 
schon vor mehr als 2 Jahren durch föderative 
Behörden festgestellt worden sind.” | 

Im April 1992 erarbeitete der Ausschuß für 
Sicherheitsfragen und Verteidigung des russi- 
schen Parlaments einen eigenen Gesetzentwurf 
“Über Staatsdienst als Ersatz für aktiven Mili- 
tärdienst”. Die Ausschußmitglieder, überwie- 
gend Militärangehörige, taten ihr Bestes, jedem 
Wunsch des Verteidigungsministers zu entspre- 
chen. Innerhalb und außerhalb des Parlamentes 
wurde Unterstützung organisiert, um den Ge- 
setzentwurfim Parlamentdurchzudrücken. Nach 
heftiger Kritik von NGOs wurden geringfügige 
Verbesserungen am Gesetzentwurf vorgenom- 
men. Gleichwohl wurde der Legalisierungspro- 
zeß gestoppt. Am 23. Juni 1992 verschob das 
Parlament die Entscheidung über die Annahme 
des Gesetzentwurfes auf die Herbstsitzung. 
Valentin Mernikova und Maria Kirbasova vom 
Russischen Komitee der Soldatenmütter kriti- 
sierten den Strafcharakter des Gesetzentwurfes: 
Alternativdienst solle doppelt so lange dauern 
wie der Militärdienst und würde durch eine 
Militär-, statt durch eine Zivilbehörde kontrol- 
liert. Die Entscheidung, ob ein Wehrpflichtiger 
zutreffende Gründe für eine Verweigerung habe 
läge im Ermessen von Militärbeamten. Selbst 
wenn ein Älternativdienst gewährt würde, stün- 
de er unter Aufsicht des Militärs, eine Unter- 
bringung könne auch in Militärkasernen erfol- 
gen. 

Am 18. Januar 1993 fand ein öffentliches Hea- 
ring des Parlamentes statt. Der Gesetzentwurf 
wurde hier von unabhängigen Kräften inhaltlich 
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stark kritisiert. Militärvertreter hoben auf die- 
sem Hearing den Mangel an Wehrpflichtigen in 
der Russischen Armee hervor und forderten, 
daß die Annahme eines Gesetzes über Alterna- 
tivdienst auf zwei oder drei Jahre verschoben 
werden solle. Sie befürchteten, ein Alternativer 
Dienst sei eine solch weiche Angelegenheit, für 
die sich viele junge Männer entscheiden wür- 
den. Von daher sei eine doppelte Dienstdauer 
notwendig gegenüber der regulären Militär- 
dienstzeit. Sergej Kowaljow erinnerte an Ruß- 
lands Zusage an UN und KSZE und die eigene 
Verfassung, nach deren Artikel 45 Rußland ein 
Gesetz über Alternativdienst für Militärdienst- 
verweigererin Einklang mit Prinzipien und Stan- 
dards in anderen Ländern verabschieden soll. 


Peter Jarman, einem ausländischen Mitarbeiter | 


im Moskauer Büro von Quaker Peace and Ser- 
vice, wurde Gelegenheit gegeben zu weiteren 
kritischen Darstellungen. Tsarev, Vorsitzender 
vom Unterausschuß für Militärdienst, der den 
Vorsitz im Hearing führte, faßte abschließend 
zusammen, daß Rußland sich nicht einschüch- 
tern ließe durch die internationale Menschen- 
rechtslobby bei der Entscheidung, was richtig 
sei für die russischen Bedingungen. Ergebnis 
des Hearings war, daß die fürden Gesetzentwurf 
verantwortlichen Personen sicher sein konnten, 
daß der parlamentarische Legalisierungsprozeß 
vorläufig gestoppt wird. 

Der Moskauer Stadtrat nahm das Recht zu einer 
Gesetzesinitiative wahr und präsentierte einen 
neuen Gesetzentwurf. An dieser Ausarbeitung 
waren 3 Personen beteiligt, darunter der Mos- 
kauer Stadtratsabgeordnete A. Kalinin. Eine 
Anhörung zu diesem Gesetzentwurf wurde ver- 
hindert durch die Geschehnisse und Schüsse am 
Weißen Haus im September/Oktober 1993. Der 
Parlamentsausschuß für Religion und regie- 
rungsunabhängige Organisationen wurde ange- 
sprochen und beauftragt, einen neuen Gesetz- 
entwurf zu erarbeiten. Evgeni Malkin, Vorsit- 
zenderim Parlamentsausschuß für Verteidigung 
und parlamentarischer Fraktionsführer der De- 
mokratischen Partei, trat der Arbeitsgruppe bei. 
Durch seine Mitarbeit gelang es, die erste Phase 
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der Diskussionen zu überwinden und auch einen 
Gesetzentwurf zu verfassen. Partiell teilneh- 
mende Vertreter des Verteidigungsministeriums 
vertraten den Standpunkt: “Nunja, okay, wir 
meinen es ist notwendig ein derartiges Gesetz 
einzuführen. Aber laßt es uns erst nach dem 
Jahre 2000 einführen.” 

Im April 1994 legte das Moskauer “Institut für 
Religion und Gesetz” einen eigenen gesetzent- 
wurf vor. Am 7. Juli 1994 erblickte der Gesetz- 
entwurf““Über Alternativen Zivilen Dienst (Ver- 
weigerungs-Recht)”(2) das Licht der Welt, ge- 
meinsam erarbeitet vom Ausschuß für Angele- 
genheiten regierungsunabhängiger 
Zusammenschlüsse und religiöser Organisatio- 
nen und vom Ausschuß für Verteidigung. Zahl- 
reiche Stellungnahmen und Änderungsvorschlä- 
ge unterschiedlichster inhaltlicher Positionen 
wurden dem Ausschuß zugesandt, darunter auch 
eine Stellungnahme der Regierung. Die Radika- 
le Partei und das Komitee der Soldatenmütter 
verbreiteten am 9. August 1994 gemeinsame 
Änderungsvorschläge (2). Russische und inter- 
nationale Teilnehmer der Moskauer Konferenz 
“Kriegsdienstverweigerung, Alternativer Zivi- 
ler Dienst und Entmilitarisierung” verfaßten 
eine Resolution mit Standpunkten zur KDV und 
einen Katalog von Anforderungskriterien für 
eine Legalisierung,die anläßlich eines Besuchs 
in der Duma im November 1994 E. Malkin 


überreicht wurden. 


Gesetzentwurf passiert 1. Lesung in 
der Duma (3) 
Am 14. Dezember 1994 passierte der Gesetzent- 
wurf die 1. Lesung in der russischen Staats- 
Duma mit folgende Abstimmung: 266 Ja, 16 
Nein, 25 Enthaltungen. E. Malkin brachte den 
Entwurfinein Parlamentein, das bereits vollauf 
mit der Situation in der Republik Tschetscheni- 
en beschäftigt war. In seinem Bericht vor dem 
Parlament stellte er das Gesetz als besonders 
robust vor und als eines, das sehr wenige Men- 
schen betrifft. Dieser unfreiwillige Versuch die 
“Hardliner” zuumwerben zielte aufden Gewinn 
einer Stimmenmehrheit ab. Dabei wurden fast 
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die wenigen anwesenden Demokraten vergrätzt, 
von denen auch einige mit Nein abstimmten. 
Die Negativstimmen wären noch höher ausge- 
fallen, wenn nicht vorher M. Petrossian (Mit- 
glied der Arbeitsgruppe und der Kommission 
über Menschenrechte beim Präsidenten) und 
andere Leute Überzeugungsarbeit geleistet hät- 
ten. Die Abgeordneten von Schirinovskis Libe- 
ral-Demokratischen Partei und von der Kom- 
munistischen Partei stimmten für den Gesetz- 
entwurf. Es gab sehr wenig Diskussion. A. Ka- 
linin kommentierte allerdings, daß die 
Hauptauseinandersetzung bei der 2. Lesung 
auftreten wird. Die Arbeitsgruppe zum Gesetz- 
entwurf wird sich weiter treffen, um praktische 
Elemente des Gesetzes auszuarbeiten, z.B. wel- 
che Art von Tätigkeiten für einen alternativen 
Dienst angemessen sind. Die 2. Lesung wird 
zum Frühjahrsbeginn 1995 erwartet. Es besteht 
die Hoffnung, daß der Entwurf in 2. und 3. 
Lesung angenommen wird, bevor im Frühjahr 
die nächsten Einberufungen erfolgen. 

Jetzt ist die Zeit für wichtige Lobbyaktivitäten, 
da es vor der 2. Lesung eine Diskussion geben 
wird. Es sollte an die Arbeitsgruppe Gesetzent- 
wurf geschrieben werden z.B. bezüglich der dop- 
pelten Dauer des Alternativdienstes, die Macht 
der Einberufungskommissionen, nach Belieben 
KDV-Anträge abzulehnen, Rechte für bezahlten 
Urlaub, Wahlrecht bezüglich Einsatzbereich und 
-ort und weiterer Punkte. Änderungen sollten 
auch im Strafrecht stattfinden. Artikel 80, der 
Militärdienstentziehung zur Straftat erklärt, sollte 
abgeschafft werden. Auch Artikel 246 und 247 
stellen das Verlassen der Armee zur Umgehung 
des Militärdienstes unter Strafe. Am 14.12.94 
wurden nach diesen Artikeln zwei Wehrpflichti- 
ge zu 3 und 4 Jahren Gefängnis verurteilt. Eine 
Amnestie für alle verurteilten und inhaftierten 
Männer nach Artikel 80, 246 und 247 sollte 
ausgesprochen werden. Bitte schickt Briefe an: 
The Chairman of the State Duma Committee on 
Defence, The State Duma Ulitsa Okhotni Riad 
2, Moskau und 

E. V. Malkin, Chairman of the Working-Group 
onthe Draft Law on Alternative Service (gleiche 
Anschrift) | 
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Kurze Nachbetrachtung 

Für A. Kalinin hat der Gesetzentwurf “Kompro- 
mißcharakter und es scheint nicht möglich ge- 
wesen zu sein, mehr zu erreichen”. Wegen der 
jahrelangen fehlenden Ausführungsbestimmun- 
gen des Verfassungsartikels 45 ist seine Wahr- 
nehmung der willkürlichen Behandlung der 
Kommission zur Militärrekrutierung ausgesetzt. 
Eine der Moskauer Beratungsstellen für Ver- 
weigerer empfiehlt deshalb den Antrag direktan 
den Präsidenten zu senden und in der Hoffnung 
auf eine Schutzfunktion die Kopie des Schrei- 
bens der Rekrutierungskommission vorzulegen. 
Entscheidender Aspekt bei der weiteren parla- 
mentarischen Behandlung ist die Frage, obüber- 
haupt eine praktische Umsetzung und Durch- 
führung gelingen wird und wenn ja, wann dies 
vonstatten geht. Es gibt bereits verschiedene 
verabschiedete Gesetze und Präsidenten-Dekrete 
in Rußland, die in der Realität keinerlei Umset- 
zung fanden. Mit der Annahme des Gesetzent- 
wurfesinder 1. Parlamentslesung ist seit Beginn 
der Ausarbeitung die erste nächsthöhere Parla- 
mentsebene erreicht. Sollte der Entwurf in 3. 
Lesung vom Parlament verabschiedet werden 
so wird er dem Föderationsrat zur Abstimmung 
vorgelegt. Bei Ablehnung wird er mit Änderun- 
gen ins Parlament zurückverwiesen. Bei An- 
nahme bedarf der Entwurf der Zustimmung des 
russischen Präsidenten oder eserfolgteine Rück- 
verweisung. Ferner hat der Präsident ein Veto- 
recht und nur durch Präsidenten-Unterzeich- 
nung erhält der Gesetzentwurf Rechtskraft. 


Kontakte zu Basis-Organisationen 

- DPA(Dvizhenie Protiv Nasilij/ Bewegung 
gegen Gewalt), Sergey Sorokin, Proyezd Kiro- 
va 2, Flat 3, RU-_109382 Moskau. fon +7-095- 
3512082 oder -2308377 

- Radikaljnaja Partija (Radikale Partei), uliza 
Trubnaja 25, blok 2 Kb 49, RU-103051 Mos- 
kau. fon/fax +7-095-9239127 oder -9283278. 
email: n.Khramov @agora.stm.it. Veröffentlicht 
den Rundbrief “Transnational”(russisch). 
-Rossijiski Komitet Soldatskich Materji (Russi- 
sches Komitee der Soldatenmütter), Luchnikov 
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per. 4, RU-101000 Moskau. fon +7-095- 
9282505 oder -9284732 

- Quaker Peace and Service, Moscow Rep., 
Mali Tishinsky per. 22, Flat 38, RU-123056 
Moskau. fon/fax +7-095-2543496email: 
qps@glas.apc.org 

- Institute for Religion and Law, Anatoly V. 
Pchelintsev, P.O. Box 22, RU-127635 Moskau. 
fon/fax +7-095-2683988 


Zusammenstellung Kalle Seng 15. Jan. 1995 


Literatur-u. Quellenhinweise 

(1) zu Aspekten der geschichtlichen Entwick- 
lung von KDV in Rußland: (a)”Onsi Tjedils”. 
Ersatzdienst der Mennoniten in Rußland unter 
den Romanows. Gesammelt und herausgegeben 
von Waldemar Günther, David P. Heidebrecht 
u. Gerhard J. Peters. Printed by Columbia Press, 
Yarrow, B.C., Canada 1966. 313 Seiten. 

(b) Waffen der Wehrlosen. Ersatzdienst der 
Mennoniten in der UdSSR. Gesammelt und 
bearbeitet von Hans Rempel. Herausgeber: Ca- 
nadıan Mennonite Bible College Publications, 
Winnipeg, Canada 1980. 175 Seiten, ISBN 0- 
920718-32-9. 

(c) Bruno Coppieters: Die pazifistischen Sek- 
ten, die Bolschewiki und das Recht auf Wehr- 
dienstverweigerung. in: Reiner Steinweg (Red): 
Lehren aus der Geschichte. Historische Frie- 
densforschung(= Friedensanalysen 23),Suhr- 
kamp Verlag, es 1335, Frankfurt 1989. 

(d) Kalle Seng: Kriegsdienstverweigerung in 
der Sowjetunion. Seiten 372-381, in: Janning 
u.a.(Hg.):Kriegs-/Ersatzdienst-Verweigerungin 
Ost und West. Klartext Verlag, Essen 1990. 
ISBN 3-88474-444-5. 

(2) Diese Dokumente sind in englischer Über- 
setzung erhältlich von der Ost-West-Friedens- 
werkstatt KDV Hamburg durch Einsendung von 
DM 5 auf Konto: K. Seng, Postbank Hamburg, 
Konto Nr. 858 17-202, BLZ 200 100 20, Stich- 
wort "KDV Rußland”. 

(3)Bericht Quaker Peace and Service, Büro 
Moskau, 15.12.94. 
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Freunde und Feinde 
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Vorwort Harald Wagner 

Evangelische Verlags Anstalt, 1994 Leipzig 
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Neue Willkür 


Sieben Monate im Schnellverfahren 


An einem einzigen Tag wurden vom Amtsge-. 


richt Gera fünf Fahnenflüchtige in Schnellpro- 
zessen ohne Rechtsbeistand zu mehrmonatigen 
Haftstrafen auf Bewährung und drastischen 
Auflagen verurteilt. Conny aus Freiberg kam 
dabei am schlimmsten weg: Ohne vor Gericht 
überhaupt richtig zu Wort gekommen zu sein, 
bekam er sieben Monate auf Bewährung. 
Conny hätte am 5. April letzten Jahres zur 
Bundeswehr einrücken sollen. 6 Tage später 
holten ihn die Feldjäger. Er nutzte die erste 
Gelegenheit zur Flucht, blieb aber in seiner 
vertrauten Umgebung. Den Konflikt zwischen 
dem Erhalt der sozialen Bindungen und den 
Notwendigkeiten des Untertauchens bekam er 
hautnah zu spüren. Trotzdem will er sich nicht 
zum Wehrdienst pressen zu lassen: “Mit wel- 
chem Recht zwingt uns der Staat, schießen und 
töten zu lernen?” 

Diese Überzeugung des 5jährigen war bereits 
in dessen Kindheit entstanden und vertiefte sich 
durch die Erfahrung im Herbst 1989. Bei der 
damaligen Freiberger Demo war der jetzige 
Straßensozialarbeiter verhaftet und in einer der 


berüchtigten VoPo-Sammelstellen festgehalten 
worden. 

Anfang Oktober war das Leben im Untergrund 
vorbei: Zivilpolizisten nahmen ihn vor seinem 
Stammclub fest. Das Truppendienstgericht ver- 
hängte 21 Tage Arrest. Während der Arrestzeit 
machte ihm vor allem ein Vorgesetzter namens 
Weisflog zu schaffen. Conny wurden Telefon- 
gespräche untersagt und persönliche Gegen- 
stände weggenommen. 

Noch während der Arrestzeit kam es zum Pro- 
zeß vor dem Amtsgericht Gera. Conny wurde 
aufgefordert, am 2. Januar einer erneuten Einbe- 
rufung zu folgen. Wohlgemerkt: Einer Einberu- 
fung über die volle Dienstzeit - weder Arrestzeit 
noch die Wochen beim Bund im April wurden 
ihm angerechnet. 

Conny aber hat sich entschieden - und steht 
damit immer noch vor den Problemen seiner 
konsequenten Verweigerung. Ihr könnt ihm 
helfen, seine Entscheidung durchzuhalten. Kon- 
takt zu Conny über: Jan Chrenko, Kreuzgasse 4, 
09599 Freiberg. Jan Chrenko/gh 


Ostern und so! 


Fünf Ostberliner Autonome und ein Hund reisten zur 
Vorbereitung des autonomen Kongresses 


Amersten Februarwochenende trafen sich Men- 
schen aus vielen vorwiegend westdeutschen 
Zusammenhängen in der Hamburger “Roten 
Flora” ‚um an der Vorbereitung zum “Autono- 
mie Kongreß” weiter zu arbeiten. Undes scheint 
die Zeit drängt, denn zu Ostern soll er ja nun 
einmal in Berlin stattfinden. Wir, fünf Men- 
schen und ein Hund aus dem Prenzlauer Berg, 
hatten ebenfalls beschlossen, dorthin zu fahren. 
Vorausgegangen war ein Gespräch mit Freun- 
den aus Thüringen, die uns erzählten, wie das 
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vorherige Treffen in Erfurt abgelaufen war, und 
daß diesmal mehrere Menschen aus dem Osten 
hinfahren wollen, um das Treffen aufzulockern, 
wenn nicht gar eine Party draus zu machen. 
Freitag abend kamen wir dann in Hamburg an. 
Erstes Kennenlernen, Wiedersehen und mitein- 
ander schwatzen. Sonnabend früh gab es erst 
einmal Frühstück, dann begann das Plenum. 
Organisatorisches zum Kongreß war der erste 
und auch schon ätzende Punkt über den geredet 
wurde. Ein Thema fiel da sofort ins Auge: Kein 


telegraph 2/95 


Bier (Alk) vor Acht! , und schon war unsere 
Offenheit vergessen, mit Verboten sollte hier 
organisiert werden, naschönen Dank auch! Dem 
entsprechend haben wir uns benommen. De- 
struktiv und pubertär sollen wir von diesem 
Moment an gewesen sein, spätestens jedoch 
beim Begriff der “Kulturschaffenden”, als sich 
die Mehrzahl der Menschen aus dem Osten vor 
lachen nicht mehr halten konnten. Das waren 
jetzt nur zwei Punkte von mehreren an denen 
uns klar wurde, daß es daandere Vorstellungen, 
Begriffe und so weiter gibt. Und im großen und 
ganzen waren wir auch schon bald recht abge- 
gessen, weil irgendwie fehlte inmitten der orga- 
nisatorischen Autonomieformeln ein bißchen 
Kreativität und Lebenslust. In der Pause haben 
wir; die Ostmenschen, uns dann in eine Kneipe 
zurückgezogen, um noch einmal kurz zu klären, 
wie wir damit umgehen wollen bzw. wo unser 
gemeinsamer Ansatz zum Kongreß denn nun 
eigentlich liegt. Herausgekommen ist dabei, daß 
wir innerhalb des Kongresses einen Tag füllen 
möchten - mit einer Mischung aus Spaß und 
Ernst, Musik und Gespräch, Treiben lassen und 
thematischer Arbeit. Wie das genau aussehen 
soll, werden wir am 11./12. März in Dessau 
' klären, wo wir uns über alle, die Lust haben 
hinzukommen, freuen werden und jetzt schon 
freuen. Nach der Kneipe zurück im Plenum 
zeigte sich keine Möglichkeit, soeben Bespro- 
chenes einzubringen. Inhalt waren nun die ein- 
zelnen Arbeitsgruppen innerhalb des Kongres- 
ses, minutiöse Planung, welche jedoch offen für 
alles sei, wie uns versichert wurde. Der Abend 
wieder mit Gesprächen und Diskussionen ge- 
füllt, das Bild der Plenumsgruppe geriet etwas 
ins Wanken, irgendwie verhalten sich Men- 
schen alleine doch anders als in Gruppen. Der 
Sonntagmorgen wieder Plenum, unsere Vor- 
stellungen haben wir eingebracht, und in der 
Kulturgruppe soll es auch ganz fetzig gewesen 
sein, viel lockerer, näher am Leben dran eben. 
Die Nachmittagsdiskussion haben wir Prenz- 
lauerbergerInnen nicht mehr abgewartet, abge- 
gessen wie wir waren, und fuhren mit "nem 
Kutter die Elbe runter. Weil ... 


telegraph 2/95 


... Der Spaß geht weiter ! da gibt’s ja 
auch noch diejenigen, die mit so einem tollen, 
mit viel Mühe vorbereiteten und prima geplan- 
ten Kongreß einfach nix anfangenkönnen. Nicht, 
daßsieesnicht auch versucht hätten, doch schon 
beim Versuch, Diskussionspapiere zu lesen, soll 
einigen von ihnen schlecht geworden sein und 
so toll ist das ja nun auch nicht, sich auf Vorbe- 
reitungstreffen von netten phantasielosen orga- 
nisierungswütigen Realautonomen die Laune 
vermasseln zu lassen - macht eben alles nicht 
gerade Lust auf den Kongreß. Außerdem zu 
Autonomie fällt eben doch noch Leuten was 
mehr ein als “AG Autonomie-Begriff trifft sich 
12:15 in Raum 26” und deshalb wird’s zur 
gleichen Zeit in Berlin noch was anderes geben, 
die “Internationalen Spaßtage”! In und um be- 
setzten Häusern und Projekten, auf der Straße, 
auf Plätzen, in Höfen oder sonstwo, überall wo 
Leute Lust haben, sich was einfallen zu lassen, 
zu leben. Kurz vorher wird’s dann eine Liste 
geben was, wie, wo und wann los ist, wo’s 
Frühstück und Schlafplätze gibt und, und, und. 
Ob’s gut wird oder nicht sagt uns gleich das 
Licht! ... ... BING ! 
In Erwägung ... Reiner & Kai 


Umwelt-Bibliothek Berlin e.V., 
Schliemannstr. 22, 10437 Berlin, 


Öffnungszeiten 
VERANSTALTUNGS- UND GALERIE- 
CAFE: Mo bis Fr und So ab 20 Uhr 


Mittwoch: Volksküche ab 20 Uhr 
Donnerstag: Sektenberatung ab 20 Uhr 
Freitag: Frauencafe ab 20 Uhr 

Sonntag: Frühstücksbuffet ab 12 Uhr (erstes 
Mal am 04.12.) 


BIBLIOTHEK UND ARCHIV: 
Di ab 20 Uhr, Mi und Do 13-16Uhr 
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Der PDS-Parteitag und der 
Marsch in die Gesellschaft 


Die Zeitungskommentare über die 1. Tagung 
des 4. PDS-Parteitags vom 27. bis 29. Januar 
1995 waren ebenso widersprüchlich wie die 
Medienberichte zuvor oberflächlichblieben. Für 
die einen siegten die “Reformerüber die Stalini- 
sten”, während für andere alles nur eine antista- 
linistische “Inszenierung” war. Den Vorwurf 
der “Inszenierung” hatte zuvor Karin Dörre, 
unmittelbar vor dem Parteitag ausgetretenes 
Parteivorstandsmitglied, erhoben, um die unde- 
mokfratische und die eigene Vergangenheit der 
Führungcrew um Gysi und Bisky deckelnde Art 
und Weise der Auseinandersetzung mit dem 
Stalinismus zu charakterisieren. 


Doch während der Vorwurf Karin Dörres vor 
dem Parteitag noch berechtigt erschien, ist seine 
umstandslose Wiederholung durch Medien und 
Parteigremien anderer Parteien nach dem Par- 
teitag wohl eher dem Bedürfnis nach Abgren- 
zung von der PDS geschuldet, als einer genauen 
Analyse seiner Abläufe. Denn die Medien be- 
richteten ja ebenfalls über den aus ihrer Sicht 
z.T. chaotischen Ablauf des Parteitages, als die 
Parteitagsregie streckenweise aus dem Ruder 
lief und die Delegierten der Führungsmann- 
schaft in verschiedener Hinsicht einen Denkzet- 
tel verpaßten. In den Köpfen von Delegierten 
und Parteiführung erfuhr dies jedenfalls höchst 
widersprüchliche Wertungen: Während der wie- 
dergewählte Parteivorsitzende Lothar Bisky nach 
dem Parteitag von einem Schritt vorwärts in der 
Entwicklung der Partei und einem handlungsfä- 
higen neuen Parteivorstand sprach, schätzte der 
Chefstratege der Führungscrew, Andre Brie den 
Parteitag als Schritt rückwärts ein. Durchaus 
nicht nur aus persönlichem Ärger, weil die De- 
legierten ihn bei seiner -vom Bisky und Gysi 
beförderten - Kandidatur für den Posten des 
Bundesgeschäftsführers durchfallen ließen, son- 
dern auch, weil er wichtige Fakten für seine 
Einschätzung anführen konnte. 
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In einem Interview mit dem “ND” vom 6. Febru- 
ar konstatierte ermitdiesem Parteitageine “tiefe 
Zäsur” der Parteientwicklung. “Zum ersten Mal 
haben sich in wirklich wichtigen Dingen Gysi, 
Bisky & Conichtdurchsetzen können”, sagteer. 
Als Beispiele führteeran, daß weder das Referat 
des Vorsitzenden Bisky in der Parteitagsdiskus- 
sion eine Rolle gespielt habe, noch habe es je 
zuvor einen Parteitag gegeben, bei dem in einer 
zentralen Frage zwei sich ausschließende Be- 
schlüsse gefaßt wurden. So sei das Oppositions- 
verständnis der Partei in dem für die Parteitags- 
diskussion zentralen Fünf-Thesen-Beschluß, der 
von Gysi, Bisky und Modrow ausgearbeitet 
worden war, wieder in einem Beschluß zur 
Jugend konterkariert worden. Darüber hinaus 
beklagte er, daß Gysi und Bisky durch einen 
Beschluß zum Personenkult demontiert wür- 
den. 


Auch Jürgen Trittin, Parteilinker bei Bündnis 
90/DIE GRÜNEN und Bundesvorstandsspre- 
cher schätzte ein: “Der Parteitag war eine Nie- 
derlage der Erneuerer. Gysi und Bisky, eher 


Improvisierer denn Reformatoren, haben ledig- 


lich eine weitere Pirouette unter dem Titel Er- 
neuerung gedreht, damit in der PDS alles so 
bleiben kann wies ist.” (“TAZ” vom 9.2.1995). 


Alles in allem: für eine Inszenierung höchst 
mißlungen. Sie verdient es, genauer unter die 
Lupe genommen zu werden. 


Die Entscheidung ist gefallen 
Wenige Wochen vor Ende des Antragsschlus- 
ses veröffentlichte das “ND” Zehn Thesen des 
Parteivorstandes über den weiteren Weg der 
PDS, die eine strategische Linie “in die Gesell- 
schaft” hinein festschreiben sollten. In diesen 
Thesen wird Abschied von “Klassenkampf” und 
“Gegenmacht” zum Kapital genommen und auf 
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die Konzeption eines neuen Gesellschaftsver- 
trages zwischen Kapital und Arbeit und allen 
guten Menschen orientiert. Diese Konzeption 
nimmt ihr Vorbild am “New Deal”, jenem zur 
Beseitigung der Erwerbslosigkeit in den USA 
der 30er Jahre von Roosevelt durchgesetzten 
Befriedungsprogramm. Eine strategische Kon- 
zeption, die mit dem offiziellen Abschied der 
SPD vom “Klassenkampf” im “ Godesberger 
Programm” Ende der 50er Jahre vergleichbar 
ist. Obgleich diese Konzeption von Gysi An- 
fang 1994 in seinem “Ingolstädter Manifest” 
vertreten wurde, galt sie jedoch bisher als seine 
Privatstrategie und sollte nun von oben im Eil- 
verfahren durchgepowert werden. Doch wie zu 
erwarten hatte sich in kürzester Zeit eine Flut 
von Anderungvorschlägen eingestellt, die klar 
machten, daß es auf dem Parteitag zum Hauen 
und Stechen kommen und keine Chance für 
dieses Papier geben würde. Die sozialdemokra- 
tisierten Gorbatschowisten hatten die gesam- 
melte Gemeinde des marxistischen Lagers ge- 
gen sich. Dessen machtpolitisch wichtigster 
Repräsentant in der Partei ist jedoch Hans 
Modrow, der für die große Masse der alten 
Genossen zur Symbolfigur geworden ist. So 
erarbeiteten Gysi und Bisky ein Fünf-Thesen- 
Kompromißpapier zum Selbstverständnis der 
Partei mit Hans Modrow, dem Ehrenvorsitzen- 
den, mit dem ein Kompromiß der verschiedenen 
Parteiströmungen aufdem Parteitag festgeschrie- 
ben werden sollte. Sie ließen es dann Mitglie- 
dern und Delegierten via “ND” Mitte Januar 
zukommen. Danach zogen Gysi und Bisky alle 
Register einer medialen Offensive: “Reformer 
gegen Stalinisten” und “Die Partei muß in die 
Gesellschaft hinein” tönte es allseits. Ihre Kan- 
didatur für Parteivorstand bzw. Parteivorsitz 
hatten beide, indem sie diese mal vor, mal hinter 
den Kulissen durchsickern ließen, sowohl von 
der Annahme dieser Thesen, in denen der Stali- 
nismus verurteilt wurde, als auch davon abhän- 
gig gemacht, daß Sarah Wagenknecht nicht wie- 
der in den Vorstand gewählt würde. Sarah Wa- 
genknecht war als Sprecherin der Kommunisti- 
schen Plattform in der PDS im Interesse des 
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Parteiproporzes auch bisher Vorstandsmitglied. 
Obgleich erst 25 Jahre alt, hatte sich mit ihr seit 
ca. zwei bis drei Jahren mehrfach eine Stimme 
des Ancien Regime aus dem Orkus der Ge- 
schichte lautstark in der Partei zurückgemeldet. 
In den Weißenseer Blättern, DDR-Oppositio- 
nellen noch gut bekannt als Sprachrohr der 
STASI-Christenheit und inzwischen gemausert 
zu einer Art Zentralorgan unbelehrbarer Stalini- 
sten, hatte sie ebenso, wie in den etwas bekann- 
teren Blättern des deutschen Antideutschtums 
“Konkret” und “Junge Welt” ihre Erklärungen 
der 89er “Konterrevolution begründet und in 
einem kürzlich erschienen Buch wiederholt. Als 
Hauptursache wurde von ihr die Chrustschow- 
sche Aufweichungdes Sozialismus mittels fried- 
licher Koexistenz ausgemacht, die den Sozialis- 
mus, der unter Stalin (und in der DDR nur unter 
Ulbricht) so schön vorangekommen war, immer 
mehr in Abhängigkeit vom Imperialismus ge- 
bracht hatte. Alles endete schließlich im großen 
konterrevolutionären Verrat Gorbatschows und 
der Gorbatschowisten. So ähnlich konnte man 
es, noch ohne Gorbatschow, schoninder Peking 
Rundschau in den 60er Jahren lesen. Vielleicht 
hatjaauch Kim Il Sung, der geliebte Führer aller 
nordkoreanischen Werktätigen vor seinem un- 
erwartet höchst irdischem Hinscheiden etwas 


bei der Ausformulierung mitgeholfen. 


Daß solche Thesen, die aber auch ebenso gut aus 
der Agitprop-Abteilung des FDJ -Zentralrates 
stammen könnten, wenn es sie denn nach 1989/ 


' 90 noch gegeben hätte, den Gorbatschowisten 


Gysi oder dem Willy-Brandt-Verehrer Bisky 
schon lange in die Nase stachen, ist leicht nach- 
zuvollziehen: Leute wie sie werden schließlich 
dafür verantwortlich gemacht, daß die Arbeiter- 
Bauern-Macht an die Konterrevolution ausge- 
liefert wurde. Doch Sarah Wagenknecht ist in 
dieser Partei nicht allein. Politische Freunde wie 
Ellen Brombacher, Ex-FDJ-Chefin Berlins oder 
der in den politischen Fußstapfen seiner Mutter 
wandelnde Sohn Hilde Benjamins, die als krei- 
schende Chefanklägerin und Justizministerin 
Ulbrichts eine Miniausgabe Freislerscher oder 
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Wyschinskischer Terrorjustiz in den 50er Jah- 
ren darstellte, stehen in der Kommunistischen 
Plattform an ihrer Seite. 


Als der zwar modern-aufgeklärte, sozialdemo- 
kratisch orientierte Flügel der DDR-Nomenkla- 
tura hatten die Gorbatschowisten, da sie selbst 
ein Teil des DDR-Herrschaftapparates waren, 
nicht auf den politischen Bruch mit dem konser- 
vativ-stalinistischen Partei- und Apparatmillieu 
durch die Auflösung der SED gesetzt, sondern 
auf die Umwandlung der SED in PDS. Dadurch, 
daß sie sich zwar an die Spitze der Partei mit 
ihrer großenteils konservativen Basis setzten, 
diese aber als Ganzes erhalten wollten, konnten 
und wollten sie auch nicht auf die Kommunisti- 
sche Plattform in der Partei verzichten. Der 
konservative Flügel prägtbis heute die Substanz 


der Partei und macht ihre nominelle Stärke an, 


Mitgliedern, wie an Wählern aus. Der Konser- 
vatismus besteht heute politisch vor allem am 
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Festhalten der Ex-Kader an ihrer DDR-Herr- 
schaftskultur und -Ideologie. Damit und des- 
halb ist er vor allem an der Legitimierung der 
individuellen, biografischen Verstrickungen in 
die diktatorische Herrschaftspraxis interessiert, 
selbst wenn diese in der gleichen Form nicht 
mehr oder nur von wenigen so gewollt wird. Die 
Kommunistische Plattform ist deshalb in.sich 
ebenso differenziert, wie große Teile der übri- 
gen Partei und bildet einen integralen Bestand- 
teil des aus der SED hervorgegangenen Mil- 
lieus. Allerdings geben die Stalinisten in der 
Kommunistischen Plattform durchaus den Ton 
an und saßen mit Sarah Wagenknecht aus Grün- 
den des Proporzes eben als extremer Gegenpol 
zu den aus dem Gorbatschwismus hervorgegan- 
genen sozialdemokratisch orientierten Kräften 
im Parteivorstand. 


Solange der äußere Bedrohungs- und Auflö- 
sungsdruck in Wende und Nachwende auf der 
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Partei lastete, traten die Differenzen natürlich 
zurück. Die Gorbatschowisten machten die vor 
allem auf Bestandserhalt gerichtete aktive Poli- 
tik und prägten das Medienbild. Die Stalinisten 
schrieben: ihre abstrusen Artikel in abstrusen 
Blättern, die von der politischen Öffentlichkeit 
kaum wahrgenommen wurden. Außerdem war 
es sowieso egal, weil niemand etwas anderes 
von der Partei erwartete. Gegen die äußeren 
Angriffe wehrte man sich gemeinsam. Doch mit 
den Wahlerfolgen der Partei bekamen die poli- 
tischen Differenzen eine praktische Bedeutung, 
die sie vorher nicht hatten. Da der gorbatscho- 
wistisch-sozialdemokratische Flügel das “Ver- 
antwortungübernehmen” längst als “Regierung- 
verantwortung in der parlamentarischen Demo- 
kratie” übersetzt, mußteer auf die vonSPD und 
GRUNEN hingehaltenen politischen Stöckchen 
als Bedingungen zur Hoffähigwerdung für die 
parlamentarische Verantwortung reagieren. 
Deshalb das ultimative Bestehen Gysi’s und 
Bisky’saufder Entfernung Sarah Wagenknechts 
aus dem Vorstand - als Entfernung des häßli- 
chen Flecks aus dem Antlitz der Partei. Deshalb 
auch das ultimative Bestehen auf dem Fünf- 
Thesen-Papier, da in ihm nicht nur dem Stalinis- 
mus symbolisch abgeschworen und stalinisti- 
sche Auffassungen für unvereinbar mit der Mit- 
gliedschaft erklärt, sondern auch die Möslich- 
keiteiner Regierungbeteiligungeingeräumt wird. 
Sowohl die Unvereinbarkeitserklärung mit sta- 
linistischen Auffassungen, als auch der ultima- 
tive Hinauswurf Sarah Wagenknechts aus dem 
Vorstand sorgten als symbolischer Bruch mit 
dem Stalinismus für die eigentliche Aufregung 
unter Mitgliedern und Delegierten. Eine politi- 
sche Analyse dessen, was Stalinismus denn sei, 
fand man jedoch weder in dem vorgelegten 
Thesenpapier, noch in der Parteitagsdebatte. Im 
Gegenteil, ein Änderungsantrag, der darauf ab- 
zielte, den Begriff “Stalinismus’’ so zu präzisie- 
ren, daß darunter nicht nur die Verbrechen der 
Stalinzeit gefaßt werden sollen, sondern ein 
politisches System mit Nachwirkungen in der 
DDR, wurde gemeinsam von Gorbatschowisten 
und Stalinisten weggestimmt. 
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Auf seine Weise hat dies der Gegner der Ab- 
grenzung vom Stalinismus, Jens-Uwe Heuer, 
im Bundestag nach 1990 vor allem mit der 
Reinwaschung des SED-Systems beschäftigt, 
gezeigt. Er war gerade deshalb dagegen, weil 
man unter Stalinismus eben auch die DDR ein- 
beziehen und damit zur Diktatur erklären könne. 
Im fröhlichen Verein mit solch ausgewiesen 
antistalinistischen Linken aus dem Westen wie 
Jakob Moneta, Winfried Wolf und Ulla Jelpke 
hatte er vorgeschlagen, sich nur von den Verbre- 
chen unter Stalin abzugrenzen - wie fein, das 
hatten schließlich nach 1956 auch KPdSU und 
SED gemacht. Freilich ohne deshalb ihre Dikta- 
tur aufzugeben. 

Diese Debatte über den Stalinismus war der 
klarste Ausdruck dafür, daß die Abgrenzung 
vom Stalinismus wohl ernst gemeint ist, weil 
dem Gros der heute politisch Aktiven aus der 
einstigen Herrschaftsschicht die Zukunft im 
Zentrum des bürgerlich-demokratischen Staa- 
tes vor Augen steht. Aber die Abrechnung mit 
und die Abgrenzung vom Stalinismus soll auf 
die symbolische Ebene beschränkt bleiben, die 
niemandem weh tut und nach dem Prinzip ver- 
fährt “wasch mir den Pelz, aber mache mich 
nicht naß.” Nicht nur angesichts des konservati- 
ven Kerns der Parteibasis, sondern auch der 
gemeinsamen Herkunft von Noch-Stalinisten, 
Stalinoiden und Gorbatschowisten aus dem 
Apparat der stalinistischen Diktatur kaum ein 


Wunder. 


Aber auf die Stalinismusdebatte reduzierte sich 
die Parteitagsaufregung nicht. Auch die Aus- 
grenzung Sarah Wagenknechts durch die ange- 
drohte Nichtkandidatur Gysi’s und Bisky’s 
wurde von vielen Delegierten als undemokra- 


tisch empfunden. Die Auffassungen Sarah Wa- 


genknechts wurden als extreme nicht unbedingt 
akzeptiert, aber doch als legitim empfunden. 
Das gleiche erpresserische, statt diskursive Ver- 
fahren wurde durch die Führungsmannschaft ja 
auch für die Fünf Thesen angewandt, die das 
aktuelle Selbstverständnis der Partei enthalten 
sollen. Einetatsächlich eigenartige Methode der 
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endgültigen Verkündigung der Partei als eine 
demokratische. Doch schlimmer noch: Mit der 
Begründung durch Hans Modrow, die Fünf 
Thesen seien bereits ein Kompromiß zwischen 
dem Gysi-Flügel und den Parteikonservativen, 
der in sich bereits ausbalanciert sei, wurde der 
Versuch gemacht, diese Thesen entgegen der 
Geschäftsordnung ohne Diskussion und Zulas- 
sung der Änderungsanträge durchzupowern. 
Dazu war eine disziplinierte, auf Gysi und 
Modrow hörende Mehrheit zunächst auch be- 
reit. Doch durch Protest und Auszeit der AG 
- Junge Genossinnen gegen den Geschäftsord- 
nungsverstoß wurde der Beschluß zur Abstim- 
mung ohne Diskussion und Änderungsanträge 
zu verfahren, wieder zurückgeholt. Jetzt aber 
stimmte die gleiche Gysi-Modrow-Mehrheit alle 
Änderungsanträge nieder. Bis auf einen: plötz- 
lich hatte die Kommunistische Plattform mit 
knapper Mehrheit einen Antrag durchgebracht, 
der neben nationalistischen, rassistischen und 
stalinistischen Auffassungen auch antikommu- 
nistische mit der Mitgliedschaft in der PDS 
unvereinbar erklärte. Nun war der Eklat da: 
denn diese Ausgrenzung richtete sich gegen - 
für Gysi’s und Bisky’s Politik- so wichtige 
Leute wie Graf Einsiedel und Gerhard Zwerenz, 
die aus dem linken SPD-Spektrum stammen 
und Mitglieder von Gysis’s bunter Truppe im 
Bundestag sind. Beide hatte sich schon im Vor- 
feld des Parteitages, dann noch einmal in der 
Diskussion über diesen Beschluß auf dem Par- 
teitag, als Antikommunisten bezeichnet. Nach 
einer langen, bis in die Nachtstunden dauernden 
Diskussion, die in der Gestalt von persönlichen 
Erklärungen zu den schon beschlossenen The- 
sen ablief, wird am Ende einem von Gysi einge- 
brachten Gedanken gefolgt: Man könne anti- 
kommunistisch nicht neben rassistisch und na- 
tionalistisch stellen, diese seien immer inhu- 
man. Beim Antikommunismus hingegen müsse 
man zwischen emanzipatorischem und reaktio- 
närem unterscheiden. Über Nacht wurde dann 
eine Kompromißformulierung zu diesem Punkt 
gefunden, die besagt, daß die PDS “keine anti- 
kommunistische Partei sein” dürfe und auf die 
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Mitarbeit “demokratischer Kommunisten” nicht 
verzichten könne. Diese Kompromißformulie- 
rung wurde dann gegen die stalinistische Grup- 
pierung auch vom Modrow-Flügel der Kommu- 
nistischen Plattform mitgetragen und-vom Par- 
teitag angenommen. 


Nach dem Kompromiß in diesen Knackpunkten 
für das innerparteiliche Gleichgewicht der Strö- 
mungen, wurden die Fünf Thesen mit überwäl- 
tigender Mehrheit angenommen. Die PDS ver- 
steht sich nun als eine sozialistische Partei, die 
an der Vision einer anderen Gesellschaft fest- 
hält, weil der Kapitalismus seine tiefgreifenden 
Widersprüchenicht lösen kann. Aberden Kampf 
dafür will sie nicht am Rande der Gesellschaft 
führen, sondern mitten drin, bis in die Regie- 
rung hinein. In die Gesellschaft gehen, daß hat 
der Parteitag sehr deutlich gezeigt, meint immer 
in den Staat und seine Institutionen gehen, vor 
allem seine Parlamente und Regierungen. Be- 
sonders hier will sie denn auch mit SPD und 
GRÜNEN für Reformen wirken. Die Regie- 
rungsbeteiligung soll sie an ihrer grundsätzli- 
chen Opposition zum System aber nicht hin- 
dern. Den Stalinismus hat sie verurteilt, will 
aber doch die DDR als ehrenwerten Versuch 
ehrenwerter Menschen nicht schlecht machen 
lassen, der zwar strukturelle Mängel hatte, nicht 
aber eine Diktatur oder ein Unrechtsstaat gewe- 
sen sei. Antikommunisten dürfen jetzt sogar in 
die Partei, die aber als Partei nicht antikommu- 
nistisch sein darf und auf die Mitarbeit demo- 
kratischer Kommunisten nicht verzichten kann. 
So etwa sieht nun das heutige Selbstverständnis 
aus, auf das in einer als Richtungsentscheidung 
deklarierten Debatte der strömungspolitisch 
ausgehandelte Kompromiß hinausläuft. Kurz: 
ein politisch-konzeptioneller Sumpf, in dem die 
parlamentarische Alltagsarbeit mit sozialisti- 


‚schen Träumen über Vergangenheit und Zu- 


kunft versüßt wird und’jede Parteiströmung das 
herauslesen kann, was sie herauslesen will. 
Während demokratisch-sozialistische Innenmi- 
nister zukünftig die Polizeigewalt wieder zivili- 
sieren, dürfen Parteiliteraten noch von einer 
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anderen Zukunft träumen. Gewiß ein Zukunfts- 
bild, aber doch eines, auf das die Partei nun 
offen hinarbeiten wird. Daran ändert sich über- 
haupt nichts, wenn nach diesem grundsätzli- 
chen Beschluß, der die Regierungsbeteiligung 
der Partei anstrebt, es der AG Junge GenossIn- 
nen nach einer mehrstündigen Debatte über die 
Jugend gelungen ist, in einem Beschluß noch 
einmal die Formulierung unterzukriegen, daß 
die PDS “keine Regierung im Wartestand” sei. 
Weder die praktische Politik, noch das Selbst- 
verständnis werden davon berührt werden. Auch 
wenn es die AG Junge GenossInnen freut und 
Andre Brie ärgert, daß die Fünf Thesen noch 
einmal konterkariert wurden, aber in der ent- 
scheidenden Diskussion und dem die Parteior- 
ganisationen und Parlamentsfraktionen bestim- 
menden Beschluß wurde die Regierungsbeteili- 
gung als Ziel der Politik festgeklopft. Die stra- 
tegischen Mehrheiten wurden von Gysi und 
Modrow im Grundsatzpapier bestimmt. Das 
wurde schon daran sichtbar, daß Ellen Bromba- 
cher nicht nur auf, sondern bereits vor dem 
Parteitag für die Kommunistische Plattform er- 
klärt hatte, daß sie den Passus über die Regie- 
rungsbeteiligung mittragen und nicht mal Wi- 
derspruch zwischen dem Bekenntnis zu grund- 
sätzlichen Opposition und der Mitarbeit in der 
Regierung sehen würden. Jenseits aller ideolo- 
gischen Selbstdefinitionen und jenseits aller 
Formulierungstricks geht die Front der an die 
Macht wollenden Experten der Macht vom so- 
zialdemokratischen bis zum unbelehrbaren Flü- 
gel der Ex-Nomenklatura. Deshalb haben gera- 
de in dieser Grundsatzdebatte um die Fünf The- 
sen jene in der Partei, die sie auf eine parlamen- 
tarische und außerparlamentarische 
Oppositionspolitik festlegen wollten, eine ent- 
scheidende Niederlage erlitten. Ihr durchaus 
plausibles, nicht einmal “fundamentalistisches” 
Argument, daß unter den in absehbarer Zeit 
gegebenen gesellschaftlichen Kräfteverhältnis- 
sen Regierungs- oder eine ihr nahe kommende, 
bedingungslose Tolerierungspolitik, der Partei 
für eine wirkliche Reformpolitik nur die Hände 
binden würde, ist von der übergroßen strategi- 
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schen Mehrheit abgeschmettert worden. Der 
vom radikaldemokratischen Spektrum initiierte 
und von maßgeblichen Parteigrößen Berlins, 
wie der Berliner Landesvorsitzenden Pau und 
dem Fraktionsvorsitzenden im Abgeordneten- 
haus Zotl mitgetragene Änderungsantrag, inden 
Thesen die Partei auf Oppositionspolitik festzu- 
legen hat nur ca. 20 bis 25 Prozent der Stimmen 
erhalten. Die Berliner Parteiorganisation und 
Parlamentsfraktion ist denn auch die einzige, 
die sich gegen einen Regierungskurs und für 
eine parlamentarische Oppositionspolitik im 
Land ausgesprochen hat. Die Vorstände und 
Fraktionen aller anderen ostdeutschen Länder 
sind längst auf Regierungskurs. Allerdings ist 
dieses Votum für Opposition in Berlin weniger 
von einer oppositionelleren Haltung der Berli- 
ner Parteiorganisation gegenüber denen “in der 
Republik” geprägt, als von der Berliner Situati- 
on selbst: in Berlin gibt es durch den Ost-West- 
Charakter der Stadt für eine Regierungspolitik 
der PDS viel schlechtere Chancen. Und ein 
Zugewinn von Stimmen bei den anstehenden 
Abgeordnetenhauswahlen kann sich nur durch 
eine linke Konkurrenz gegen AL und SPD in 
Westberlin erreichen lassen. Das ostberliner 
Wählerpotential mit ca. 40 Prozent Stimmen ist 
weitgehend ausgereizt. Genau dieses Dilemma 
ist aber das Problem der Partei in Gesamt- 
deutschland, dem wir ihre linken Losungen ver- 
danken: im Osten zwar potentiell staatstragende 
Kraft des ausder Nomenklatura hervorgegange- 
nen, gegenüber der Westkonkurrenz benachtei- 
ligten Mittelstands und der Intelligenzia - ım 
Westen linke Marktlücke jenseits von GRU- 
NEN und SPD. Die ehemaligen “Ministerialbe- 
amten” der SED in Ostberlin sind jedenfalls 
weder als Wähler noch als Parteimitglieder “ra- 
dikaler” als ihre ehemaligen Kolleginnen und 
Kollegen in den ehemaligen Bezirken der DDR, 
selbst wenn der Anteil von alternativen Jugend- 
lichen wegen des großstädtischen Raumes ein 
wenig höher sein sollte. Die Abstimmung über 
das Gesamtpaket der Fünf Thesen auf dem Par- 
teitag war mit ca. 15 Prozent Gegenstimmen 
jedenfalls das Signal dafür, wie gering das Po- 
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tential für eine linksalternative und oppositio- 
nelle Politik in der Partei ist. Erst recht, wenn 
man bedenkt, daß diese Gegenstimmen gewiß 
auch unterschiedlichen Motiven entsprangen 
und einige erzstalinistische Opas darunter ge- 
wesen sein mögen. Vor allem aber gibt es zwi- 
scheneinem Abstimmungsvotum und dem wirk- 
lichen außerparlamentarisch-oppositionellen 
Leben eine riesige Kluft, die auch von opposi- 
tionellen Parlamentspolitikern nur schwer zu 
überbrücken ist. 

Bei den Wahlen in den Parteivorstand hat dann 
allerdings die Führungsriege um Gysi und Bis- 
ky wegen ihrer allseits deutlich gewordenen 
bürokratischen Personalpolitik und politischen 


Erpressungstaktik vor und während des Partei- 


tages etliche Federn lassen müssen. Andre Brie 
scheiterte, wie erwähnt, bei der Wahl zum Bun- 
desgeschäftsführer, weildie Delegierten zu Recht 


in dem von Brie vertretenen organisationspoli- 


tischen Kurs (Verbindung dieser Funktion mit 
seinen strategischen Ambitionen zur Zentrali- 


4 


sierung der innerparteilichen Politik) einen neu- 
en Generalsekretär fürchteten. Als Vorstands- 
mitglied erhielt er dann jedoch trotz seiner er- 
neut zur Sprache gekommenen 19jährigen IM- 
Tätigkeit die meisten Stimmen und wird, wie 
der Parteivorsitzende Bisky in einem Interview 
ausführte, nach dem Parteitag erklärte als Vor- 
standsmitglied all das durchführen, weshalb er 
nicht zum Geschäftsführer gewählt wurde. 
Wolfgang Gehrcke, bislang schon stellvertre- 
tender Vorsitzender wurde erst im dritten Wahl- 
gang wiedergewählt. Sarah Wagenknecht er- 
zielte mitca. 30 Prozent der Stimmen zwareinen 
Achtungserfolg, was aber fürden Vorstandnicht 
ausreichte. Einzig Angela Marquard, Spreche- 
rin der AG Junge GenossInnen und Wunsch- 
kandidatin Gysi’s, wird im neuen Vorstand für 
radikaldemokratische Inhalte stehen. In einem 
“ND”-Kommentar vor dem Parteitag hat sie 
noch einmal erklärt, daß sie weder für die SED- 
Diktatur und deren Verklärung, noch für einen 
staatstragenden Anpassungskurs heute steht. Ob 
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sie es bei den gegebenen Kräfteverhältnissen in 
der Partei und im Vorstand schafft, mehr zu sein, 
als Gysis’s Aushängeschild für die Jugend, muß 
bezweifelt werden. Ein solches Aushängeschild 
hat die Partei allerdings nötig, denn obwohl 24 
Prozent der jugendlichen Wähler in Ostdeutsch- 
land PDS gewählt haben, sind nur 3 Prozent der 
Mitgliedschaft Jugendliche. 

Debatte und Abstimmung über das Selbstver- 
ständnis der Partei haben klar erkennen lassen, 
daß trotz des Nebels der sozialistischen Ideolo- 
gie und aller Bekenntnisse zu sowohl parlamen- 
tarischer, als auch außerparlamentarischer Ar- 
beit in der Gegenwart wie zur eigenen diktatori- 
schen Vergangenheit, derZukunftskurs der PDS 
auf den Hafen der Regierungspolitik fest ausge- 
richtet ist. Die Bekenntnisdebatte über den ideo- 
logischen Nebel des Sozialismus hat sich ledig- 
lich als Debatte darüber erwiesen, welche Bei- 
boote im Sog des großen Schiffes als Konvoi 
durch den Nebel ziehen können. Dennoch hat 
der Parteitag auch gezeigt, daß die PDS inzwi- 
schen die wahrscheinlich demokratischste Groß- 
organisation Ostdeutschlands geworden ist. Die 
auch in anderen Parteien- und Organisationen 
durchaus üblichen miesen Tricks bürokratischer 
Personal- und Sachpolitik von Führungen und 
Apparaten, sind auf diesem Parteitag zum Teil 
gekippt und durch demokratische Verfahren 
ersetzt worden. Von der von oben verordneten 
Demokratie der Gysi, Bisky und Co zu demo- 
kratischen Verfahren, ist das durchaus einen 
Schritt weiter. Hierdurch sind aber auch die 
lange vorhandenen innerparteilichen Widersprü- 
che offener und plastischer als bisher zum Aus- 
druck gekommen. Eben deshalb hat der Partei- 
tag stärker noch als bisher schon deutlich wer- 
den lassen, daß die PDS eine ordentliche sozial- 
demokratische Partei einesbiederen ostdeutschen 
Mittelstands und Kleinbürgertums ist, welches 
seineinder Vergangenheit als Herrschaftsschicht 
gewonnene Herrschaftskompetenz auch in den 
heutigen Staat einbringen will. Ohne sich seiner 
Herkunft und Vergangenheit schämen und sei- 
ne autoritär geprägte Kultur und Ideologie ver- 
leugnen zu müssen. Wer hier Extremisten er- 
wartete, sah sich getäuscht. Soweit sie noch 
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vorhanden sind, werden sie wohl nach und nach 
an den Rand gedrängt werden, um den Neueta- 
blierungprozeß nicht zu gefährden. Der Sumpf 
hat triumphiert. Einzig die jungen Leuteinund 
bei der PDS schufen jenen bunten Farbtupfer, 
der durch Renitenz entsteht. Doch auf sie kann 
auf absehbare Zeit kaum verzichtet werden. 
Außerdem werden sie ja älter. 


Mit der Festschreibung des Anspruches auf 
Regierungsbeteiligung ist der entscheidende 
Schritt zur sozialdemokratischen Partei getan. 
Doch ideologisch eher eine Sozialdemokratie 
der 20er Jahre oder der Nachkriegszeit. Ob der 
Schritt hin zu einem Godesberger Programm in 
absehbarer Zeit vollzogen werden kann, wie es 
der integrationistische Flügel um Gysi und Bis- 
ky mit seiner Absage an den Klassenkampf und 
seinem Konzept des “old Deal” der Kooperation 
von Kapital und Arbeit will, ist allerdings auch 
zu bezweifeln. Nicht nur, weil genau dafür eine 
Marktlücke im parlamentarischen Gerangel 
Westdeutschlands nur schwer zu erspähen ist. 


- Vor allem, weil in der Brust ihrer eigenen Basis 


und Klientel in Ostdeutschland zwei Seelen 
wohnen: Die Eroberung eines neuen Platzes 
unter den Eliten und der Ausdruck für die Zu- 
rücksetzung und Entwertung der ehemaligen 
Eliten. Der Anpassungswunsch geht auch nur 
dort in Erfüllung, wo er Chancen hat, wie bei 
den Angestellten im Öffentlichen Dienst, den 
neuen Unternehmern und Selbständigen oder 
Parlamentariern. Doch zu groß ist noch der 
Anteil der ausgegrenzten und/oder durch die 
Altersstruktur aus dem Integrationsprozeß her- 
ausgefallenen Teile der alten “Elite”, als daß auf 
das alte Wertesystem und die Symbolik der 
DDR-Herrschaft verzichtet werden könnte. Des- 
halb ist wohl die wahrscheinlichste Variante, 
daß der programmatische Sumpf noch tiefer 
wird, um einen zunehmenden Integrationspro- 
zeß mit dem Festhalten an sozialistischer Iden- 
tität unter einen Hut zu bringen. Die Auseinan- 
dersetzung geht jedenfalls nach dem Parteitag 
weiter, ein neues Strategiepapier ist bereits in 


Vorbereitung. 
Bernd Gehrke 
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Meldungen 


Faschisten-Terror in Schwerin 
Erst sehr spät, durch einen Bericht im CL-Netz, 
erfuhren wir von faschistischen Übergriffen in 
Schwerin. Wir geben im Folgenden den Text 
wieder. 

Infolge einer Hausbesetzung kam es wiederholt 
zu schweren Ausseinandersetzungen zwischen 
angreifenden rechten Jugendlichen und ansässi- 
gen AntifaschistInnen. Nach zweimonatigem 
Ausbau des Hauses in der Schweriner “Schwei- 
‘ nekurve 8, Am Stadtrand “kamesam 09.12.1994 
zu einem organisierten Angriff von ca. 25 Fa- 
schos auf unser Haus. Dieser Angriff erfolgte 
von einer vorbeiführenden Brücke, von der aus 
uns die Faschos mit einem Leuchtspurregen und 
Steinehagel begrüßten. In den vergangenen 
Wochen kam es wiederholt zu Provokationen 
durch die Faschisten. Durch Gerüchte aus der 
rechten Szene wurden wir aufeinen eventuellen 
Angriff aufmerksam, und Konnten diesen so mit 
aller Härte zurückschlagen. Am Samstag, dem 
10.12.1994 kam es nur zu vereinzelten Leucht- 
spurattacken aus vorbeifahrenden Autos auf das 
Haus. Montag den 12.12.1994 wurde ein Brand- 
satz auf die Terrasse des Hauses geworfen, kurz 
darauf wurde auf uns mit Leuchtspur geschos- 
sen. Am darauf folgenden Tag kam es wieder- 
holt zu einem Angriff durch zum Teil helmtra- 
gende und vermummte Faschos. Es wurde wie- 
derholt mit Leuchtspur und Steinen angegriffen, 
ebenfalls wurde mit einem Molli gedroht, wel- 
cher nicht geworfen wurde. Dieses sollte die 
letzte Aktion der Faschisten sein, am darauf 
folgenden Tag wurde das Haus durch die Polizei 
endgültig geräumt. Dieser Einsatz war der dritte 
Polizeieinsatz gegen unser Haus. In den Wo- 
chen davor wurde das Haus schon durch eine 
Hundertschaft von BGS’lern und Schutzpolizei 
zwangsgeräumt. Seit der Räumung des Hauses 
werden verstärkt linke Treffpunkte von Faschos 
angegriffen und terrorisiert. 

Antifaschisten werdet aktiv! Gegen jeglichen 
faschistischen Terror! r., Infogruppe Hamburg 
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Antifa-Informationen aus 


Ostdeutschland 
Beim UGRASIA-Treffen am 4.2.95 in Glauch- 
au wurden folgende Informationen weitergege- 
ben 
-In der Nacht vom 21. zum 22.1.1995 gab es 
einen Überfall aufein Wohnhaus in Wurzen von 
40-50 Faschisten. Es sollen scharfe Wafen 
eingesetzt worden sein. 
- Zu der Antifa-Demo in Großenhain (siehe 
letzten telegraph) waren nur 150-200 Menschen 
anwesend. Durch das Auftauchen von 5 Faschi- 
sten wurde die Demo kurzzeitig gesprengt, da 
viele der Meinung waren, das diese erstmal 
verfolgt werden müssen. 
- In der südlichen Region von Ostdtschl. wurde 
mit der Gründung und Umsetzung einer Antifa- 
Zeitschrift begonnen. Die Zeitschrift trägt den 
Namen "Acharon" mit monatlichen Erscheinen. 
Die erste Ausgabe ist für April geplant. 
- In Chemnitz gibt es neue Anklagen wegen 
Hausbesetzung und Sprengstoffgesetz. In Gro- 
ßenhain werden 5 Menschen angeklagt. Pro- 
zeßbeginn ist Ende Februar. 


Deckerts Liste B 
Weimar. Der Bundesvorsitzende der neofaschi- 
stischen NPD, Günter Dekkert, hat dem Leiter 
der Gedenkstätte des ehemaligen KZ Buchen- 
wald, Volkhard Knigge, mit Verfolgung für die 
Zeit nach einem “Machtwechsel” gedroht. Dek- 
kert droht Knigge, nach einer faschistischen 
Machtübernahme “wären Sie auf der Liste mit 
Ihrem ganzen Vermögen, unter Aberkennung 
aller Rentenansprüche”. Knigge hatte im No- 
vember einen geplanten “politischen Spazier- 
gang” Deckerts im ehemaligen KZ Buchenwald 
verhindert, indem er dem NPD-Vorsitzenden 
Hausverbot erteilt hatte. Als Deckert dennoch 
versuchte, in die Gedenkstätte zu gelangen, 
wurde er am 20. November von der Polizei 


. vorübergehend festgenommen. In dem Brief 
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droht Deckert weiter, Knigge sei jetzt im “Na- 
. tionalen Salzgitter-Brighton” erfaßt. In diesem 
Datenspeicher im britischen Seebad Brighton 
sammeln Neofaschisten nach Angaben des kon- 
servativen “Focus” Informationennber “deutsch- 
feindliche Kräfte”. Im britischen Brighton hat 
auch der Verlag “Cromwell-Press” seinen Sitz, 
der u.a. die “Remer-Depesche” und den 
“Deutschland-Report” vertreibt. Der Brief Dek- 
kerts sei nicht das erste Schreiben dieser Art, so 
Gedenkstättenmitarbeiterin Seidel. Sie wisse von 
zumindest einem weiteren Brief aus NPD- Krei- 
sen, in dem der Direktor beschimpft worden sei. 
(52.30: u: 31. 1. 95 - Deb) 


Nachrichten vom Widerstand im 


Hinterland Nr. 12, Sa, 4.2.95 
Laßt uns die Abfahrt des CASTORSs verhindern! 
Diese Nachrichten erscheinen bei Euch in Fax 
und e-mail, sobald es aktuelle Neuigkeiten oder 
genügend Berichte/Termine/Aktionsideen von 
Euch gibt und eine Faxseite gefüllt ist. 

In eigener Sache: Fast acht Wochen ist es her, 
daß die letzten Fax-Nachrichten erschienen sind. 
Dies lag nicht etwa daran, daß der Widerstand 
gegen Castor-Transporte eingeschlafen ist-nein, 
das Laptop mit Fax-Modem, von dem die Nach- 
richten gesendet wurden, weigerte sich plötz- 
lich, Befehle anzunehmen (verständlich, d.S.). 
Nach längerem Werkstattaufenthalterfuhren wir, 
daß es sich bloß um eine einfache Infektion mit 
dem Virus Alpha-Strike handelte. Eine geeigne- 
te Behandlung wurde sofort eingeleitet, und wie 
zu sehen ist, mit Erfolg. Ganz herzlich möchten 
wir allen SpenderInnen für ihre Unterstützung 
bei der Bezahlung unserer Telefon/Fax-Rech- 
nung danken. 

Wie sieht’s aus mit dem Phillippsburg-Castor? 
Zur Zeit steht der Castor noch immer auf dem 
Gelände des AKW Phillippsburg. Weil die 
Zwischenlagergesellschafteine Sicherheitsüber- 
prüfung des Castor-Behälters abgelehnt hat, hat 
das niedersächsische Umweltministerium. die 
Zustimmungzum Transport zurückgezogen. Der 
Castor steht mittlerweile schon ein halbes Jahr 
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auf dem AKW-Gelände. Im Bundesumweltmi- 
nisterium wird jetzt an einer neuen Weisung, 
den Transport zu genehmigen, gebastelt. Einen 
kleinen Erfolg können wir verbuchen: “Hans- 
Dieter Harig, Chef der Preussen-Elektra und 
damit des größten deutschen Betreibers von 
Atomkraftwerken, ist das Gezerre leid. Er bat 
vor der Landespressekonferenz darum, auf den 
Castor-Transport vorerst zu verzichten”, um die 
Energiekonsensgespräche nicht zu belasten. 
Außerdem hätten die “vermeidbaren Auseinan- 
dersetzungen” inzwischen mehrere hundert 
Millionen Mark gekostet. Der Haken: Gorleben 
müsse aber 1995 als Zwischenlager in Betrieb 
gehen “wegen der Rücknahmeverpflichtung der 
Bundesrepublik für Atommüll aus Wiederauf- 
arbeitungsanlagen” (FR 3.2., Taz 4.2.). 
Gelaufene und laufende Aktionen: 

- Am 17.12.94 haben AtomkraftgegnerInnen 
das Baugelände für die geplante Erweiterungs- 
halle des Brennelemente-Zwischenlagers/BEZ 
Ahaus (NRW) besetzt, um dort ein Zeltlager als 
Protest gegen die bundesdeutsche und nord- 
rhein-westfälische Atompolitik zu errichten. Es 
ist zu befürchten, daß Ahaus zum Endlager 
umfunktioniert werden undevtl. auch den Atom- 
müll aus La Hague aufnehmen soll. Trotz An- 
kündigung der Betreiber vor der Presse, die 
Besetzung zu dulden, wurde das Zeltlager am 
Nachmittag unsanft geräumt. 

- Am 23. und 24.12.94 hat der Papst auch in 
Köln seine Missionierung für die Einlagerung 
von Atommiüll in den Vatikan aufgenommen. 
Ein Atomares Glaubensbekenntnis und radio- 
aktiv geweihte Hostien wurden an die Gläubi- 
gen verteilt, die dies mit großem Zuspruch an- 
nahmen. Seitdem besuchte er auch Infoveran- 
staltungen in der Region und erklärte dort, daß 
“die wärmende und schützende Kraft des Atoms 
nicht in die Hände der weltlichen Herrscher 
gehört, sondern nur Gottes Vertreter auf Erden 
zusteht”. Er bekräftigte die “Ausführungen der 
Kölner Brüder und Schwestern” und forderte zu 
weiterer Missionierung auf. Er gelobte, “diese 
Mächte zu hüten und zu bewahren und einzuset- 
zen nur zum Wohle unserer Herde und der 
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ganzen Menschheit” und verteilte danach ge- 
weihte Gaben. 
- Aktion Sauberer Bahnhof II Verdener Um- 
weltwerkstatt (Tel: 04231/81046) und das Ju- 
gendumweltbüro Göttingen (Tel:0551/487103) 
rufen bundesweit auf, die Mühen der Deutschen 
Bahn AG zu würdigen, Bahnhöfe aktionsfreund- 
licher zu gestalten. An vielen Bahnhöfen wur- 
den überlebensgroße Figuren aufgestellt, an 
denen Fahrpläne, Informationen, etc. aushän- 
gen. Diese Figuren eignen sich auch vorzüglich, 
um dort Infos über Atomtransporte anzubrin- 
gen. Zusammen mit Die-Ins und ähnlichem eine 
einfache Aktion, die auch den Medien gefällt. 
Damit die Möglichkeit besteht, auch bundes- 
weit in Presse, Radio und Fernsehen zu kom- 
men, wird für Donnerstag, den 9.2.95, zur bun- 
desweiten Durchführung dieser Aktion aufge- 
rufen. Wer sich informieren möchte oder schon 
in Verden und Göttingen Bescheid geben möch- 
te, daß an der Aktion teilgenommen wird, wen- 
de sich bitte an die obigen Telefonnummern. PS. 
Wenn zum Anbringen von Informationen Tesa- 
Film-Streifen (wie nennt man die eigentlich, 
:ohne den Markennamen zu verwenden? d.R.) 
benutzt wird, handelt es sich nicht mal um 
Sachbeschädigung. ... Ihr erreicht die Graswur- 
zelwerkstatt in der Scharnhorststr. 6, 50733 
Köln, Tel: 0221- 76 58 42, Fax: 76 58 89. Wer 
sich an den Telefon-/Faxkosten beteiligenkann, 
kann (steuerabzugsfähig) auf dem Konto der 
Fördergemeinschaft Frieden und Gewaltlosig- 
keit e.V., KtoNr. 511441-606, BLZ 50010050, 
Postbank Frankfurt, Stichwort Graswurzelwerk- 
statt/Castor einen Beitrag hinterlassen. 


Rüstungszusammenarbeit mit 


Indonesien wird fortgesetzt 
Indonesien und Ost-Timor ist Schwerpunkt in 
der Kampagne “Produzieren für das Leben - 
Rüstungsexporte stoppen”. Höhepunkt der Auf- 
rüstung des aggressiven Regimes war die Liefe- 
rung von 39 NVA-Kriegsschiffen (tilt berichte- 
te). Entgegen einem Beschluß der WEU, die 
ihre Mitgliedsstaaten im Juni 1994 zu einem 
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Rüstungsembargo aufgefordert hatte, wird die 
Rüstungszusammenarbeit weiter fortgesetzt. 
Informationen und Aktionshinweise über: 

Kampagne Rüstungsexport, Bahnhofstr: 18, 
65510 Idstein, Fon (06126) 5 5683, Fax 5 46 60. 


Rüstungsexportwächter prangern . 


Blohm & Voss an 

“Die Thyssen-Tochter Blohm & Voss bleibt 
weiterhin der größte Marinewaffenhändler 
Deutschlands”, sagt der Informationskreis Rü- 
stungsgeschäfte Hamburg. Der Vorstand der 
Werft wolle verstärkt von der Aufrüstung südo- 
stasiatischer Länder profitieren. Nach Informa- 
tionen des Kreises, der über den Hamburger 
Hafen laufende Waffenexporte beobachtet, 
machten Kriegsschiffe im vergangenen Ge- 
schäftsjahr 693 Mio. Mark und damit mehr als 
die Hälfte des Gesamtumsatzes aus. Kritische 
Aktionäre der Thyssen AG kündigten an, diese 
Geschäftspolitik inder Thyssen-Hauptversamm- 
lung am 22. März anzuprangern. Nähere Infor- 
mationen: 

Hartmut Ring, Fon (040) 279 23 53 (ab 15 Uhr) 
Weitere unabhängige Konzern-Informationen 
und Info-Dienst “Ethik & Aktie”: 


. Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und 


Aktionäre, Henry Mathews, Schlackstraße 16, 
50737 Köln, Fon (0221) 5 99 56 47, Fax (0221) 
5 99 10 24 


Solarenergie aus Australien 
Sydney - University of New South Wales. Das 
Team von Prof. Martin Green arbeitet daran, die 
leistungsfähigsten PV-Zellen der Welt zu pro- 
duzieren. Zur Zeit liegt der Wirkungsgrad bei 
24%. Neue Zellen in Multi-Layer Technik sol- 
len nun den Durchbruch bringen. Während her- 
kömmliche Solarzellen nur aus einem Paar von 
p und n dotierten Siliziumschichten bestehen, 
wird die neue Zelle aus 10 solchen Schichten 
aufgebaut, in die per Lasertechnik Kupferbah- 
nen zur Ableitung des entstehenden Stromes 
eingearbeitet werden. Die neue Technik erlaubt 
die Verwendung von 1000 mal mehr verunrei- 
nigtem Silizium und benötigt trotz Mehrfach- 
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schichtung weniger des teuren Rohstoffes. Eine 
einzelne Zelle des neuen Typs ist nicht nur 
handtellergroß wie die bisher aus dem Silizium- 
Monokristall herausgesägten, sondern läßt sich 
zu theoretisch unbegrenzt großen Feldern auf- 
gebauen. Die sonnige Aussicht: Solarstrom wird 
billig werden! Die australischen Forscher gehen 
von 5 Jahren bis zur Serienreife aus. 

Fehlt nur noch der passende Energiespeicher. 
Auchhier hat die Univerity von NSW passendes 
bereit: die Vanadium-Redox-Batterie. Diesebie- 
tet bisher nicht erreichte Wirkungsgrade. Von 
100% eingespeister Energie gibt sie 90% wieder 


nutzbringend ab. Da fast alle Teile aus Kunst- 
stoff bestehen, läßt sie sich billig fertigen. Zur 
Energiespeicherungdient Vanadium-Sulfat. Der 
größte Vorteil dieser chemische Substanz: sie 
ist flüssig, kann also als “Kraftstoff” an Tank- 
stellen gezapft werden; lange Wartezeiten zum 
Aufladen wie bei herkömmlichen Batterien ent- 

fallen. Ob für stationäre Anwendungen oder für 
Elektrofahrzeuge: Es wird kein langes Kabel 

mehr notwendig sein, um Solarstrom nutzbar zu 

machen. 


Fakten aus: Globus, ARD, 13.12.94, 21:50 


Post 


Zur Diskussion über “JRE” (zum Artikel “Rat- 
tenfänger” im telegraph 12/94) 


Wir Lindauer Ratten ließen uns auch eines Ta- 
ges von der JRE einfangen, und das mit voller 
Absicht. Wir hatten damals, Ende 1992, einfach 
das Gefühl, daß wir etwas gegen den zunehmen- 
den staatlichen, bürgerlichen und glatzköpfigen 
Rassismus... usw. blabla, und es war uns eben 
klar, daß wir dazu etwas seriöser auftreten muß- 
ten als bisher, und dazu schien uns dieser “herr- 
lich jugendbewegte Haufen” von Jusos und 
DGB-Jugend gerade richtig. Einige von uns 
_ waren auf der Gründungsversammlung bei Kas- 
sel, schleppten die Idee nach Lindau ein und 
stießen auf große Begeisterung, so daß im Janu- 
ar die Ortsgruppe “JRE Lindau/Bodensee” ent- 
stand. 

Der Erfolg ließ nicht lange auf sich warten; 
offenbar war JRE doch ein besserer Name als 
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DPL (Dumm-Punks Lindau) oder auch Antifa, 
worunter sich die meisten braven BürgerInnen 
bekanntlich nur wilde Horden mit Haßkappen 
vorstellen können. Und wenn wir ernsthaft was 
gegen Faschoparteien oder für die Erhaltung des 
Asylrechts tun wollten (was ja leider trotzdem 
nicht zu retten war) mußten wir schließlich 


. etwasbreitere Bevölkerungsschichten erreichen. 


Als ortsansässiger Verein dürfen wir zweimal 
im Jahr kostenlos die Stadthalle für Veranstal- 
tungen benutzen, und zweimal haben wir bis 
jetzt eine Antifa-Woche durchgezogen. Vorden 
Oberbürgermeisterwahlen befand uns sogar der 
CSU-Kanidat einer mehrseitigen Antwort auf 
einen Brief für würdig(toll), und wir bekamen 
Unterstützung vom Copy-Shop bis zur Zeitung 
und auch ab nud zu ein bißchen Kohle auf unser 
Spendenkonto. 

Die Bundesorganisation enttäuschte uns aber 
mehr und mehr, weil von der versprochenen 
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“Europäischen Vernetzung’ fast garnichts rü- 
ber kam, stattdessen jede Menge Flachgeseiher 
über “Klassenkampf” und “Arbeitereinheits- 
front”. Von der Ilussion, uns in eine SPD/DGB- 
nahe Gruppe eingeschlichen zu haben, wurden 
wir schließlich auf unserem ersten JRE-Bunde- 
sausschuß erlöst. Wir fielen gleich mal unange- 
nehm auf, weil wir keine “Delegierten” ge- 
schickt hatten, sondern einfach alle, die Bock 
hatten. (Wir sind alle delegiert! JedeR vertritt 
sich selbst!) Nach ein paar Stunden halbwegs 
konstruktiver Strategiedebatten und Städtebe- 
richte ging es plötzlich nur noch um den besten 
Weg VORAN zur Weltrevolution, oder so ähn- 
lich. Nach diesem Wochenende wußten wit so 
ziemlich alles, was auch in Eurem Artikel steht, 
und noch einpaar Details über VORAN, die der 
Verfassungsschutz aber bitteschön selber raus- 
finden soll (werden hier deshalb unterschlagen). 
Tja, und warum sind wir dann immer noch bei 
dem Verein? Sehr einfach: was die in Köln 
machen, ist uns scheißegal, weil die JRE-Orts- 
gruppen nämlich autonom sind. Das heißt, uns 
schreibt keineR vor, was wir für Kampagnen 


mitmachen, wie unsere lokale Bündnispolitik 
(z.B. im Antifa-Netzwerk Allgäu) oder unsere 
Öffentlichkeitsarbeit auszusehen hat, und auf 
unser Konto haben auch nur wir Zugriff. Wir 
werden auch nicht von VORAN unterwandert, 
was vielleicht daran liegt, daß die uns eh schon 
abgeschriebn haben (aber erst nach zig tausend 
Anwerbversuchen). .... 
Wir wollen den letzten Absatz von Barnis Arti- 
kel im telegraph nicht so stehen lassen. “Es liegt 
an den JRElern selbst, ob sie eine bloße Manö- 
veriermasse sein wollen.” - Richtig. Und genau 
deshalb besteht die JRE eben nicht nur aus dem, 
was die Führung daraus machen will. Im Gegen- 
teil. Unabhängige Antifas, Autonome und An- 
archistInnen, die bei dieser Truppe gelandet 
sind, können wir deshalb raten: Laßt Euch vom 
Bundesvorstand nichts vorschreiben, macht vor 
Ort das Beste daraus (nämlich was Ihr wollt) und 
haltet bei den Bundestreffen die Augen offen, 
dann findet Ihr auch Gleichgesinnte! 

Ein paar Leute von JRE Lindau (EX-DPL;) 
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telegraph-Abonnement 
Ich bestelle den telegraph im Abonnement ac sera 
ab: für 

_ 1 Jahr (45,- DM) A | ei 
_ 1/2 Jahr (23,- DM) n % 

Das Abonnement verlängert sich automatisch, sof s En Bea 

es nicht spätestens 6 Wochen vor Abjalie BER ALIEN Redaktıon telegraph 

Abos gekündigt wird. Der Auftrag kann innerhalb 


von 10 Tagen widerrufen werden. Schliemannstr. DD. 
_ auf Probe (2 Hefte für 6,- DM) . 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch! 10437 Berlin 


Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken!) 


Datum/Unterschrift | Name: 


telegraph - das Geschenk Str/Nr.: 
Ich verschenke den telegraph als Abo für Orv/PLZ: 
1 Jahr (45,- DM) an: Zahlungsweise: _ Rechnung _ Scheck 
Name: | _ per Abbuchung _ Bar 


Str./Nr.: 


Konto-Nr. Bankleitzahl 
ORWVEL2: 
Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen Name der Bank/Ort 


werden. 


Datum/Unterschrift 


Datum/Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt, oder selbst aboniert 
und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlungsweise ausfüllen. Nur wenn ein 
Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten Unter- 
schrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht spätestens 6 Wochen 
vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage nach 
Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse Bar 
oder Scheck) 


Geschenkabo: 
Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph"-Abo! 


Förderabo: 

Menschen, die meinen, daß sie so viel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den "telegraph" 
unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,- DM im Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wesen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,- DM. LeserInnen in Osteuropa 
erhalten allerdings wegen des Verfalls der dortigen Währungen auf Wunsch den "telegraph" wesentlich 


verbilligt. 
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